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Vom Bundesausschuß einstimmig gebilligt 

Die Rente der Zukunft 
bank an Norbert Blüm 
Einstimmig hat der CDU-Bundesausschuß, das 
höchste Entscheidungsgremium zwischen den 
Parteitagen, am Montag, dem 26. September 
"*88, in Bonn dem vom CDU-Bundesvorstand 
Vorgelegten Konzept zur Rentenstrukturreform 
^gestimmt und damit Bundesarbeitsminister 
^orbert Blüm (CDU) den Rücken gestärkt, 
^ach längerer und teilweise kontroverser, aber 
°hne Schärfen geführter Diskussion stimmten 
^üch diejenigen zu, die den Antrag zuvor kriti- 
s'ert hatten. 

Bundeskanzler Helmut Kohl kündigte vor dem Bun- 
^esausschuß der CDU an, die Regierung werde bis 
^nde des Jahres einen entsprechenden Gesetzent- 
wurf im Parlament einbringen, 
^'t der Reform soll den Problemen begegnet wer- 
^n, die daraus entstehen, daß in den nächsten Jahr- 
2ehnten immer weniger Beitragszahler für immer 
tTlehr Renten aufkommen müssen. 
^ugleich sieht das Konzept vor, die Rentenansprü- 
che von Frauen, die Kinder erziehen, und von Perso- 
5}en» die pflegebedürftige Familienangehörige 
etreuen, besser abzusichern. 

£u diesem Zeck sollen für die Kindererziehung 
künftig drei Jahre statt bisher ein Jahr „rentenbe- 
^""ündend und rentenerhöhend" angerechnet wer- 
den. 

ür die in der häuslichen Pflege Tätigen sollen die 
Bedingungen zur Zahlung von Renten- 
ersicherungsbeiträgen verbessert und 

Weitere Maßnahmen zur Sicherstellung 
gemessener Renten angestrebt werden. 
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Ein großer Erfolg für die Frauen 
Im Anschluß an die Sitzung des Bun- 
desausschusses der CDU erklärt die 
Bundesvorsitzende der Frauen-Union, 
Rita Süssmuth: Der Beschluß des 
Bundesausschusses bedeutet einen 
Durchbruch bei der Alterssicherung 
für Frauen und Mütter durch die 
bevorstehende Rentenreform. Die 
Reform der Alterssicherung sieht fol- 
gende wichtige Veränderungen für 
Frauen vor: 
• Bis zu zehn Jahren werden Kindererzie- 
hung und Pflegeleistung bei der Anerken- 
nung beitragsloser Zeiten berücksichtigt. 
• Die Einführung der Gesamtleistungs- 
bewertung darf nicht zu einer Benachtei- 
ligung von Frauen führen. 
• Pro Kind werden künftig mit drei 
Erziehungsjahren die Erziehungsleistun- 
gen von Müttern oder Vätern in die 
Alterssicherung einbezogen. Diese Rege- 
lung gilt für alle, die bereits Erziehungs- 
geld in Anspruch genommen haben. 
• Auch die Pflegezeiten sind im Rahmen 

der Rentenversicherung anzuerkennen. 
Dies ist durch die stufenweise Anerken- 
nung von rentenbegründenden und ren- 
tensteigernden Pflegejahren für ehren- 
amtlich geleistete Pflege zu verwirkli- 
chen. 
Mit diesen Verbesserungen für Frauen 
bei der Alterssicherung werden weitrei- 
chende Benachteiligungen abgebaut. Es 
ist ein großer Erfolg für die Frauen in der 
CDU, daß die Leistungen der Frauen bei 
der Erziehung der Kinder und bei der 
Pflege bedürftiger Angehöriger endlich 
Anerkennung finden und damit eine 
eigene Alterssicherung für Frauen aufge' 
baut werden kann. 

Nächster Parteitag in Bremen 
Der nächste Parteitag der CDU wird im 
September kommenden Jahres in Bremen 
stattfinden. Der Parteitag wird vom 10. 
bis 13. September 1989 in der Hansestadt 
und damit zum erstenmal in Bremen 
tagen. 

„Der Sache nicht angemessen" 
Bundeskanzler Helmut Kohl erklärte gegenüber dem Deutschen Fernsehen (ARD) 
zur aktuellen Diskussion um das Gnadenrecht des Bundespräsidenten: 
„Ich kann nur sagen, ich halte es für einen schweren Fehler und halte es der 
Sache nicht angemessen, über das Gnadenrecht eine öffentliche Diskussion die- 
ser Art zu führen, und zwar von jeder Seite. Das Gnadenrecht ist ja ein wirklich 
wichtiger Ertrag unserer Rechtskultur von der Antike und vom Christentum 
zutiefst geprägt, es ist ein sehr personales Recht, auch vom Gnadenherrn her 
gesehen. 

Ich selbst habe meine Erfahrungen als Ministerpräsident in vielen Jahren 
gesammelt und ich kann nur wünschen, daß die Diskussion so schnell wie mög- 
lich aufhört. 
Ich glaube es ist richtig, daß man, wenn man einen Gnadenakt ausspricht, und 
dies ist ja eine Erfahrung, die alle Ministerpräsidenten seit Gründung der Bun- 
desrepublik gemacht haben, auch sich sehr persönlich darum kümmern muß." 

il 
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Heiner Geißler: 

Die Renten bleiben sicher 
Generalsekretär Heiner Geißler eröff- 
nete die Generalaussprache und erin- 
nerte daran, daß die leistungsbezogene 
Rente Bestandteil der Sozialen Markt- 
wirtschaft sei. Kein Rentner brauche 
Verunsichert zu sein, die Strukturre- 
'orm werde dafür sorgen, daß die Ren- 
ten auch über das Jahr 2000 hinaus 
Jeher seien. Nachfolgend die Rede von 
Heiner Geißler im Wortlaut: 

Die Union hat in ihrer Geschichte seit 
'949 zweimal die absolute Mehrheit 
errungen, einmal 1957 mit Konrad Ade- 
nauer, dann 1983 — bei den Erststimmen 
"""" mit Helmut Kohl. Ich mache auf diese 
"eiden Bundestagswahlentscheidungen 
aufrnerksam. 1957 standen eben nicht nur 
ünsere Außenpolitik, unsere Bindung an 
den Westen, der Eintritt in die NATO, 
turopa und vieles andere mit zur Ent- 
scheidung, sondern auch das, was wir 
|Jeute zu Recht als ein Jahrhundertwerk 
a^r Sozialgeschichte bezeichnen können, 
j^rnlich die große Rentenreform mit der 

ri»ttolohnbezogenen dynamischen 
^ente. 

Erhaben auch die Bundestagswahl 1983 
uJd auch die 1987 mit der Überschrift 
''Die Renten bleiben sicher" geführt. 

eute, in einer veränderten Situation und 
ngesichts veränderter Zukunftsperspek- 

, Ven, ist es unsere Aufgabe, uns Gedan- 
eri darüber zu machen, wie dieses große 
ahrhundertwerk unserer Sozialge- 
nichte, um das uns auch die anderen 
^ustrienationen beneiden, unter verän- 

erten Bedingungen fortgeführt werden 

er begriff der Rentenreform, der lei- 
Ungsbezogenen Rente, ist untrennbar 
11 dem Namen der Christlich Demokra- 

tischen Union verbunden. Ich glaube, 
daß es deswegen richtig ist, daß die 
Christlich Demokratische Union, als die 
Partei der Rentenreform 1957, als Partei, 
die mit Bundeskanzler Helmut Kohl und 
Arbeitsminister Norbert Blüm die Renten 
sicher gemacht hat, während des Prozes- 
ses der Meinungsbildung und bevor die 
Rentenstrukturreform in die parlamenta- 
rische Beratung kommt, klar sagt, was sie 
für richtig hält. 
Weil wir die leistungsbezogene Rente als 
einen elementaren Bestandteil der Sozialen 
Marktwirtschaft ansehen, muß die Rente 
auch in Zukunft leistungsbezogen bleiben. 
Die Rente ist kein Gnadengeschenk des 
Staates und darf auch in der Zukunft kein 
Gnadengeschenk sein, sondern muß Alters- 
lohn für Lebensleistung bleiben. 
Die Rentner müssen sich nicht dadurch 
verunsichert fühlen, daß wir jetzt über die 
langfristige Sicherung der Renten disku- 
tieren. Im Gegenteil, durch diese Struk- 
turreform wollen wir dafür sorgen, daß 
die Renten über das Jahr 2000 hinaus 
sicher bleiben. Das wird keine ganz einfa- 
che Aufgabe sein, und alle müssen ihren 
Beitrag dazu leisten, die Steuerzahler, die 
Beitragszahler, aber auch die Rentner sel- 
ber. Weil damit auch Einschränkungen 
und Opfer verbunden sind, ist es von 
besonderer Bedeutung, daß wir der 
Bevölkerung, auch den Rentnerinnen und 
Rentnern, den Sinn dessen klarmachen, 
was wir wollen. 
Die Bevölkerung wird Einschränkungen 
und Opfern zustimmen, wenn zwei wich- 
tige Voraussetzungen erfüllt sind: 
1. Die Menschen müssen den Sinn des- 
sen, war wir tun, verstehen, und ein sol- 
ches Reformwerk darf nicht in sich 
widersprüchlich sein. 
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2. Die Menschen müssen die Gewißheit 
haben, daß es gerecht zugeht. 

Natürlich müssen auch die ökonomi- 
schen Daten stimmen. Wir operieren hier 
nicht im luftleeren Raum, sondern inner- 
halb einer Wirtschafts- und Gesellschafts- 
ordnung der drittgrößten Industrienation 
der Welt. Deswegen muß das alles eine 
solide Basis haben. 

Aber eine zusätzliche Voraussetzung muß 
auch erfüllt sein: Derjenige, der an erster 
Stelle die Verantwortung für die Durch- 
führung dieser Reform, und nicht nur 
dieser, sondern auch der Gesundheits- 
strukturreform trägt, über die wir heute 
nachmittag in der Bundestagsfraktion 
reden werden, der Arbeitsminister, unser 
Freund Norbert Blüm, der sich in die 
Reihe der bedeutenden Arbeits- und 
Sozialminister der Christlich Demokrati- 
schen Union einreiht, der — genauso wie 
damals Anton Storch — die Hauptverant- 
wortung für den Inhalt und die Durchset- 
zung dieser Reform trägt, braucht 
genauso, wie es damals 1957 notwendig 
war, die Unterstützung seiner Partei, der 
Christlich Demokratischen Union. Ich 
möchte an dieser Stelle sagen: Lieber Nor- 
bert, über Einzelheiten werden wir nachher 
diskutieren, aber ich glaube — und dies 
hat auch die Sitzung des Bundesvorstandes 
am letzten Freitag gezeigt —, in den 
grundsätzlichen Entscheidungen der Ren- 
tenstrukturreform kannst du dich auf die 
Christlich Demokratische Union verlassen. 

Eines sollte ich hinzufügen, weil ein 
wichtiger Bestandteil dieser Rentenstruk- 
turreform hinsichtlich der zusätzlichen 
Vorschläge, die der Bundesvorstand 
gemacht hat, auch in die Gesundheits- 
strukturreform hinüberreicht. Diese 
Reform steht nicht unter der Überschrift 
des quantitativen Ausbaus oder des quan- 
titativen Abbaus unseres Sozialstaats, 
sondern, wie wir es auf dem Bundespar- 
teitag in Wiesbaden miteinander erörtert 

haben, unter der Überschrift „Umbau 
unseres Sozialstaates". Die Konzeption 
lautet: 14 Milliarden DM Einsparungen, 
davon 7 Milliarden für die Beitragsstabi- 
lisierung und — dies ist der Umbau — 
7 Milliarden zur Lösung einer neuen, gro- 
ßen sozialen Aufgabe, nämlich des Pro- 
blems der Pflegebedürftigkeit. Dies 
geschieht ohne Erhöhung der Gesamtlei- 
stung. Gerade weil dies ein Kernstück 
auch der Reformen dieser Legislaturpe- 
riode ist, möchte ich daraufhinweisen, 
daß der Arbeitsminister für die Durchset- 
zung dieser Reform, über die heute nach- 
mittag die Fraktion diskutiert, genauso 
die Unterstützung der CDU braucht. 
Die Absicherung des Pflegerisikos ist 
eine in unserem sozialen Sicherungssy- 
stem, noch nicht gelöste Frage. Sie 
gewinnt im Zusammenhang mit dem 
Anstieg der Hochbetagten in unserer 
Gesellschaft immer größere Bedeutung- 
Mehr Menschlichkeit im Bereich der 
Pflege ist ein Kernstück der Reformen die 
ser Legislaturperiode, auch dafür braucht 
der Arbeitsminister die Unterstützung der 
CDU. 

Gekennzeichnet ist die Dimension dieser 
Aufgabe auf der einen Seite durch die 
Notwendigkeit, die Sozialkosten zu sen- 
ken, wenn der Wirtschaftsstandort Bun- 
desrepublik Deutschland auch in der 
Zukunft stabil bleiben soll, und auf der 
anderen Seite durch die Notwendigkeit, 
das neue, große Problem der Pflegebe- 
dürftigkeit zu lösen. Angesichts dieser 
großen Herausforderungen wird mir zu 
viel von persönlichen Betroffenheiten 
geredet. Viele in dieser Republik reden 
ständig über ihre persönliche Betroffen- 
heit und halten das für ganz besonders 
wichtig. Zahnärzte und Gewerkschaften, 
die Pharmaindustrie und die Taxifahrer, 
die Arbeitgeber, Ärzteverbände und 
Bestattungsunternehmer, alle äußern ihre 
persönliche Betroffenheit. Mir wäre es 
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'eher, wenn in der Bundesrepublik 
Deutschland einmal etwas weniger über 
Ü^sÖnliche Betroffenheit und dafür mehr 
u"*r die Sorge um das Allgemeinwohl 
Beredet werden würde! 

Wenfalls wird diese Gesundheitsstruk- 
Urreform genauso wie die Rentenreform 

e'ne Nagelprobe dafür sein, ob die Politik 
lnsgesamt, besonders aber, ob die CDU 
's größte Regierungspartei die dafür not- 
endige Kraft besitzt, in diesem und im 

J°mmenden Jahrzehnt bis in die 90er 
ahre hinein, das Allgemeinwohl durch- 
setzen und zu beweisen, daß wir nicht 
|e Spielbälle derjenigen Gruppen sind, 
le über genügend Droh- und Störpoten- 
'ale verfügen, um die Politik in ihrem 
,nn zu beeinflussen. 
n der Rentenreform stehen wir vor einer 
ntscheidenden Weichenstellung. Als die 
entenreform 1957 verabschiedet wurde, 

.ar sie — ich habe es gesagt — ganz 
'eher ein großes Jahrhundertwerk unse- 
^r Sozialgeschichte. Aber wenn man sich 
'irnal die Geschichte der Rentenreform 

ansieht, weiß man auch, daß die Väter 
er Rentenreform damals gewünscht 
aben, daß eben nicht nur die Leistung, 
'^ im Arbeitsleben vom einzelnen 
bracht wird und nicht nur die Zahl der 
ersicherungsjahre bei der Errechnung 

. er Rente als Alterslohn für die Lebens- 
•stung eine Rolle spielen sollten; viel- 
er haben die Väter der Rentenreform 
Schreiber, Professor Nell-Breuning 

nd andere — schon damals darauf hin- 
wiesen, daß die Rente nicht losgelöst 
^n der Frage diskutiert werden kann: 

ie viele Beitragszahler wird es in der 
kunft im Verhältnis zu denen geben, 

£ Rente beziehen? Deswegen wollten 
j, °n damals bei der ursprünglichen 
t-  nzeption viele die Frage des Genera- 
r nenvertrages sozusagen in die Renten- 

^el eingebaut haben. Es ist damals 
ande rs entschieden worden, auch weil 

man gesagt hat: Das Problem des Gene- 
rationenvertrages, die Frage der Förde- 
rung der Familie und des Zusammen- 
hangs zwischen Kindern und Rentnern 
lösen wir dadurch, daß wir als christliche 
Demokraten den Familienlastenausgleich 
ausbauen. Damals kam z. B. zum ersten- 
mal der Gedanke der Dynamisierung des 
Kindergeldes auf. Wir alle wissen, daß 
dies eine richtige Konzeption war. Im 
Wettbewerb mit anderen, auch notwendi- 
gen Staatsausgaben ist es jedoch nicht zu 
einer regelmäßigen Anpassung, z. B. des 
Kindergeldes, gekommen. Infolgedessen 
konnte der Zusammenhang mit der Rente 
nicht in dem Umfang gewahrt werden, 
wie es von den Vätern der Rentenreform 
ursprünglich gesehen worden ist. 
Daraus ist das eigentliche Problem ent- 
standen, auf Grund dessen wir heute 
diese Rentenstrukturreform anpacken 
müssen. Es ist die Tatsache, daß immer 
mehr Rentner immer weniger Kinder 
gegenüberstehen. Die Kinder müssen spä- 
ter als Beitragszahler das Bruttosozialpro- 
dukt erarbeiten, aus dem heraus dann im 
Umlageverfahren die Renten bezahlt wer- 
den. 
Weil dies die eigentliche Ursache für die 
Rentenstrukturreform ist, sind wir der 
Meinung: Wenn diese Rentenstrukturre- 
form den Menschen in sich schlüssig und 
überzeugend vermittelt werden soll — 
das ist das Ergebnis der Bundesvor- 
standssitzung gewesen, und das ist der 
Inhalt des Antrages, den Sie auf dem 
Tisch liegen haben —, muß diese Renten- 
strukturreform nicht nur rentenpolitisch 
ökonomisch sinnvoll abgesichert, son- 
dern gleichzeitig familien- und kinder- 
freundlich sein. Mit anderen Worten, wir 
müssen in dieser Rentenstrukturreform 
dafür sorgen, daß diejenigen, die die Ver- 
antwortung für Kinder haben, auch in 
der Zukunft dann, wenn sie sich für die 
Arbeit in der Familie und für die Erzie- 
hung von Kindern entscheiden, durch die 
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neue Rentenstrukturreform nicht behin- 
dert, sondern eher darin ermuntert wer- 
den, diese neue Arbeit zu übernehmen. 
Das ist ein ganz wichtiger Gesichtspunkt. 

Es ist im Zusammenhang mit der Per- 
spektive unserer Rentenreform gesagt 
worden: Es muß Vorsorge dafür getrof- 
fen werden, daß diese Rentenstrukturre- 
form auch über das Jahr 2010 hinaus 
Bestand hat; denn — so wird argumen- 
tiert — die Überalterung nimmt ab dem 
Zeitpunkt stark zu. Das ist richtig. Aber 
wir sind einer solchen Entwicklung nicht 
hilflos ausgeliefert. Gehandelt werden 
muß, um dieses Problem zu lösen, nicht im 
Jahre 2010, sondern handeln müssen wir 
heute. Wie viele Beitragszahler es im 
Jahre 2010 oder im Jahre 2015 geben 
wird, hängt davon ab, ob diese Beitrags- 
zahler jetzt, im Jahre 1988 oder im Jahre 
1989, auf die Welt kommen. Deswegen 
kann die Verantwortung hinsichtlich der 
Frage des Verhältnisses von Rentnern zu 
Beitragszahlern nicht bis zu den Jahren 
nach 2000 verschoben werden, sondern 
wir müssen diese Entscheidungen heute 
treffen. Wenn es im Jahre 2020 nicht 
genügend Beitragszahler gibt, kann dies 
auch damit zusammenhängen, daß wir, 
die wir heute die Verantwortung tragen, 
die Dinge nicht richtig gesehen und z. B. 
nicht dafür Sorge getragen haben, daß 
politische Rahmenbedingungen geschaf- 
fen werden, die dazu führen, daß wir in 
der Bundesrepublik Deutschland ein kin- 
der- und familienfreundliches Klima 
haben. Sojedenfalls, wie sie jetzt ist, 
kann die Situation nicht bleiben. 

Wir haben im Jahre 1986 zwar eine Reihe 
von wichtigen Weichenstellungen vorge- 
nommen, aber es ist heute nach wie vor 
im Prinzip so, wie wir es immer schon 
beklagt haben: Ein kinderloses Ehepaar 
hat die Chance, das ganze Leben hin- 
durch ein doppeltes Einkommen zu erzie- 
len, und hat am Lebensende, im Alter 

eine doppelte Rente. Das Ehepaar 
nebenan mit drei Kindern hat demgegen- 
über ein Einkommen, am Lebensende 
eine Rente, zieht aber mit diesem einen 
Einkommen drei Kinder auf, die dann 
später das Bruttosozialprodukt erarbei- 
ten, aus dem die doppelte Rente des kin- 
derlosen Ehepaares finanziert wird. Das 
ist ein unhaltbarer Zustand. 
Der Bundesvorstand schlägt Ihnen des- 
halb vor, daß neben den Strukturelemen- 
ten, die in den einzelnen Ziffern 1 bis 6 
aufgezählt sind, in einer Ziffer 7 families 
politische Komponenten beschlossen 
werden, die diesem Übelstand abhelfen 
und dafür sorgen, daß diese Rentenstruk- 
turreform die Renten stabilisiert, aber 
gleichzeitig auch die Zukunft nicht aus 
dem Auge verliert, d. h. die Rentenversi- 
cherung modernisiert wird. Deswegen 
schlagen wir vor — ich nenne jetzt nur 
den wichtigsten Punkt —, daß für die 
Zukunft neben dem jetzt schon vorhande- 
nen Kindererziehungsjahr, das seit 1986 
eingeführt worden ist, zwei weitere Erzie' 
hungsjahre anerkannt werden, angebun- 
den an die Zahlung des Erziehungsgel- 
des; das ist ein wichtiger Zusammenhang- 
Das bedeutet, daß wir durch eine Fortset- 
zung der Weichenstellung, die wir im 
Jahre 1986 vorgenommen haben, auch 
eine kontinuierliche Verknüpfung und 
Verbindung der Renten- und der Fami- 
lienpolitik gewährleisten. 
Ein weiterer Gesichtspunkt wird einge- 
führt: Wir machen den Vorschlag, daß 
auch Jahre, die von Arbeitnehmerinnen 
oder Arbeitnehmern dadurch erbracht 
werden, daß sie pflegebedürftige Angeh0' 
rige versorgen, in der Rentenversicherung 
Berücksichtigung Finden, indem für diese 
Jahre Beiträge gezahlt werden. Lothar 
Späth hat schon auf der letzten Sitzung 
des Bundesparteiausschusses auf diesen 
inneren Zusammenhang hingewiesen. 
Ich mache auf den ökonomischen Aspe''1 

aufmerksam und nenne ein Beispiel: Eine 
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°Jährige Arbeitnehmerin, die eine pfle- 
gebedürftige Mutter zu Hause pflegt, 
unterbricht häufig nicht nur ihre berufli- 
Cne Tätigkeit, sondern — und das ist für 
s|e möglicherweise viel gravierender — 
s,e unterbricht ihre Rentenbiographie 

nd verliert möglicherweise dadurch ihre 
^Wartschaften auf eine eigene Rente. 

•;uf jeden Fall verliert sie wichtige Jahre, 
'e für die Höhe ihrer Rente von Bedeu- 

lür»g sind. 
wenn diese Frau nicht zu Hause bliebe, 

as würde dann möglicherweise mit der 
^""oßmutter passieren? Sie würde im 
p'terspflegeheim oder im Altersheim 
e^en müssen, wo dann pro Bett und Pfle- 

8eJag 200 bis 250 DM bezahlt werden 
büßten. Wir christlichen Demokraten 
a8en jedoch, daß es nicht nur humaner 

^l> die Großmutter in den vertrauten vier 
änden zu versorgen, sondern gleichzei- 

.8 auch ökonomischer. Der pflegenden 
°chter jedoch, die ihre Berufstätigkeit 
Verbrochen hat, müssen wir als Mini- 
um garantieren, daß sie keine nennens- 
erte Unterbrechung ihrer Rentenbiogra- 

Pnie erfährt, d. h. daß die Pflegejahre in 
rer Rentenversicherung berücksichtigt 

Ich 
s jj mache deshalb auf den Ökonomi- 
en Sinn einer solchen Maßnahme auf- 

s.
erksam. Wir wollen die Renten stabili- 

ren und gleichzeitig modernisieren. 
|5n will zum Schluß noch eine Bemer- 
ke machen. Ich habe gestern in der 

J ,elt am Sonntag" gelesen — und ich 
e mir die Unterlagen auch geben las- 
*~» daß der Deutsche Gewerkschafts- 

H Mitte Oktober eine große Oktober- 
jj ft " ge8en den Bundeskanzler und gegen 
^  Bundesregierung starten will. Ernst 
Q    ' der Vorsitzende des Deutschen 
Se 

w^rkschaftsbundes, hat mitten in die- 
Sen £   kuss'onen über die lebenswichti- 
Q   fragen der Rentenreform und der 

undheitsstrukturreform nichts ande,- 

$en 
b 

reres zu tun, als in einer Rede anläßlich 
der Ankündigung dieser ganzen Aktion 
zu sagen, die Bundesregierung und der 
Bundeskanzler wollten unser Sozialge- 
bäude zum Einsturz bringen. 
Angesichts der Tatsache, daß wir uns 
darum bemühen, daß die Renten sicher 
bleiben, möchte ich einmal die Frage stel- 
len, ob der DGB bei dieser Aktionswoche 
auch darüber informiert, was wir uns im 
Moment zur Sicherung der Renten von 
12 Millionen älteren Mitbürgerinnen und 
Mitbürgern überlegen und welche Kon- 
zepte wir haben. Ich stelle die Frage, ob 
der DGB in dieser Aktionswoche auch 
bereit ist, neben seiner Aussage, „das 
Sozialgebäude zum Einsturz zu bringen", 
auch darüber informiert, daß wir in der 
Bundesrepublik Deutschland die niedrig- 
sten Preise, die höchsten Löhne, den läng- 
sten Urlaub haben, daß wir die Renten 
sichern; und auch über die Tatsache, daß 
die Deutsche Bundesbank festgestellt hat, 
in den letzten zwei Jahren seien die real 
verfügbaren Einkommen der Rentnerinnen 
und der Rentner um 8 %, also pro Jahr um 
je 4 % gestiegen, und im kommenden Jahr 
könnten wir mit einer realen Steigerung 
der Renten, aber auch der Löhne von unge- 
fähr 3,5 % rechnen. 
Dürfen wir darauf hoffen, daß der Deut- 
sche Gewerkschaftsbund die Rentnerin- 
nen und Rentner, die Arbeitnehmerinnen 
und die Arbeitnehmer über diese unbe- 
zweifelbaren Fakten informiert? Nein, 
laßt alle Hoffnung fahren. Diese Leute 
werden sich auch durch Fakten ihre Vor- 
urteile nicht nehmen lassen. Leider müs- 
sen wir das sagen. 
Wir fordern den Deutschen Gewerk- 
schaftsbund noch einmal auf, daß er sich, 
wenn er solche Aktionswochen durch- 
führt — und dagegen ist nichts einzuwen- 
den —, als Interessenwahrer der Arbeit- 
nehmer und nicht als Interessenwahrer 
einer bestimmten politischen Partei ver- 
steht. 
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Norbert Blüm: 

Umbau - nicht Abbau 
Norbert Blüm, der in der Debatte 
mehrfach das Wort ergriff, sprach sich 
vor allem gegen das Konzept einer 
Grundrente aus. In der Rentenversi- 
cherung müsse das Leistungsprinzip 
seinen Platz haben. Sein Einführungs- 
referat hatte folgenden Wortlaut: 

Die Rentenreform wird von der Bevölke- 
rung mit großer Aufmerksamkeit verfolgt. 
Das ist gut so, das entspricht der Bedeu- 
tung der Reform. 83 % der Bevölkerung 
halten sie für wichtig oder sogar für sehr 
wichtig. Die Rentenversicherung hat es 
nicht mit Augenblicksfragen zu tun. Mit 
der Rente sind Lebensplanungen ver- 
knüpft. Das beinhaltet für uns eine große 
Verantwortung für die Rente, für diese 
Reform. Die Rentenversicherung muß 
auf zwei Veränderungen antworten. 
Erstens. Die Bevölkerung nimmt ab. 
Zweitens. Die Menschen leben länger. 
Das erste ist traurig, das zweite erfreu- 
lich. 
Zwei Bedingungen, so meine ich, sind 
unverzichtbar: erstens die Sicherheit der 
Renten und zweitens das Vertrauen in die 
Rentenpolitik. Die Sicherheit verlangt 
Weiterentwicklung der Rentenversiche- 
rung. Aus Sicherheitsgründen müssen wir 
reformieren. 
Sicher ist ein anderes Wort für solide. Ich 
bin ganz sicher, daß sich die ältere Gene- 
ration, vor die Frage gestellt, ob sie 
sichere Renten, aber dafür kleinere Ren- 
tenerhöhungen oder hohe Rentenerhö- 
hungen, aber übermorgen Unsicherheit 
bevorzugen, für Solidität und Sicherheit 
entscheiden wird. 
Zum zweiten: Vertrauen. Vertrauen ver- 
langt Verläßlichkeit. Versprechen müssen 

gehalten werden. Wer ein Wort gegeben 
hat, muß dazu stehen. Unser Rentenwort 
haben wir — CDU/CSU — im Wahlpro- 
gramm 1987 gegeben. Damit haben wir um 
Zustimmung bei den Wählern geworben. 
Dort heißt es: 
Rente ist Alterslohn für Lebensleistung. 
Der enge Bezug zwischen Leistung und 
Gegenleistung bleibt auch in Zukunft ein 
Grundsatz unseres Rentenrechts. Deshalb 
lehnen wir eine Einheitsrente ebenso ab V,e 

eine Maschinensteuer. 
So steht es auch in der Koalitionsverein- 
barüng, und so steht es in der Regierungs' 
erklärung des Bundeskanzlers. Wir wol- 
len und wir müssen uns daran halten. Au' 
unser Wort können die Rentner bauen- 
Die Rentenversicherung kann nicht 
Zustimmung erwarten durch übergroße 

Rentensteigerungen, aber durch Verlaß' 
lichkeit. Das ist das beste, was wir in 
diese Reform einbringen können. Wir 
machen das Rentenhaus wetterfest für 
kommende Zeiten. Wir reißen es nicht 
ein und bauen ein neues. Wir erneuern 
das Dach, damit es nicht reinregnet. 
Umbau, nicht Abbau heißt unser Ziel- 
Im übrigen, meine lieben Parteifreunde, 
halte ich das überhaupt für phantastisch- 
Die Sozialpolitik habe die Wahl, bei nu» 
zu beginnen. Die Chance hat sie nie. D,e 

haben nur Konstrukteure am Reißbrett- 
Wir haben es aber nicht mit einem Reiß' 
brett zu tun, sondern mit dem Leben- E>a 

gibt es erworbene Ansprüche von Men- 
schen, mit denen sie auch ihr Leben ein- 
gerichtet haben. Deshalb gibt es für eine 
soziale Politik immer nur Weiterentwic*' 
lung. Wir können kein tabula rasa 
machen, alles auswischen und noch ein- 
mal neu schreiben. 
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Per zweite Punkt: Prinzipien. Auch beim 
Umbau braucht man Orientierung. Verläß- 
,,chkeit braucht Prinzipien. Das Prinzip 
Ul>serer Rentenversicherung heißt: Lei- 
^ungsgerechtigkeit. Leistung muß sich 
'ohnen, auch in der Rente. Also: Rente 
ür Beitrag, Beitrag für Leistung, Leistung 
'ür Gegenleistung. Dieses Prinzip der 
^ohn- und Beitragsbezogenheit werde ich 
""t allen Kräften, die mir zur Verfügung 

*ehen, verteidigen. Wer viele Jahre gear- 
tet und mehr Beitrag gezahlt hat, 
"^ommt eine höhere Rente als derjenige, 
yr weniger Beitrag gezahlt und weniger 
Jahre gearbeitet hat. 
^enn alle 850 DM Grundrente bekom- 
men: Dafür muß ein Durchschnittsver- 
^ener 23 Jahre Beitrag zahlen. Ich frage 
Iie: Warum soll er 23 Jahre Beitrag zah- 
£n, wenn er auch ohne Arbeit 850 DM 
Rente bekommt? 
Ö'e Rente bleibt für mich Alterslohn. 

abei füge ich hinzu: Leistung für die 
Rentenversicherung ist nicht nur 
trWerbsarbeit. Leistung ist auch Kinder- 
/ziehung. Wenn wir die Kindererzie- 

.üng in der Rentenversicherung berück- 
|chtigen, bleiben wir dem Leistungsprin- 
lP treu. Es handelt sich nicht um eine 

8r°ßzügige Zuteilung. Es handelt sich 
uch hier um Gegenleistung für Leistung, 

/•fine lieben Parteifreunde, die Rente ist 
e,ne fürsorgliche Zuteilung, sondern 
e'bsterarbeiteter Anspruch. Die lohn- 
nd leistungsbezogene Rente unterschei- 
et sich nicht nur in Mark und Pfennig 

, n Grundrenten. Das ist ein elementarer 
v Verschied: die Rente im Bewußtsein zu 

^hren, sie selber erarbeitet zu haben 
er sie von anderen zugeteilt zu bekom- 

^en- Ich denke, daß dieses Prinzip in 
fcunft wichtiger wird, als es in der Ver- 

j^genheit war. 

v  
s Leistungsprinzip ist nicht mehr so 

r,nnerlicht wie zu Zeiten unserer Groß- 
ern. Das mag man bedauern oder 

begrüßen, es ist so. Um so wichtiger ist, 
daß das Leistungsprinzip auch in der 
Sozialpolitik Stützen hat. Ich sage ja gar 
nicht, daß es überall am Platze wäre. In 
der Krankenversicherung beispielsweise 
ist es fehl am Platz. Da muß dem Kran- 
ken ohne Rücksicht daraufgeholfen wer- 
den, wieviel Beitrag er gezahlt hat. Aber 
in der Rentenversicherung hat das Lei- 
stungsprinzip seine Chance. Da sollte 
man es nicht voreilig durch Fürsorge 
ersetzen. 

Ich sehe einen neuen Sozialkonflikt am 
Horizont der Zukunft auftauchen, einen 
Sozialkonflikt, der im 19. Jahrhundert in 
der alten Sozialpolitik so nicht bekannt 
war, nämlich einen neuen Verteilungs- 
konflikt zwischen denjenigen, die arbei- 
ten können und arbeiten wollen, und den- 
jenigen, die arbeiten können, aber nicht 
wollen. Das ist ein neuer Sozialkonflikt. 
Dabei muß man die Arbeitenden auch 
vor denjenigen schützen, die, obwohl sie 
arbeiten können, ihr Lebenseinkommen 
lieber vom Sozialstaat beziehen. Der 
Mensch ist ein bequemes Wesen. Kein 
Instinkt treibt ihn zur Arbeit. 

Ja, kein Instinkt treibt ihn zur Arbeit; das 
ist so. — Wir brauchen auch in der post- 
industriellen Gesellschaft Anreiz für 
Arbeit und Anstrengung. Das Schlaraf- 
fenland ist eine Utopie des Kulturzer- 
falls. Es wäre ja auch eine pikante Para- 
doxie, wenn, während Gorbatschow und 
die Seinen im Osten dem Leistungsprin- 
zip neue Spielräume zu eröffnen suchen, 
wir dagegen durch Einheitsrenten das 
Fürsorgeprinzip erweitern wollten. Das 
wäre eine merkwürdige, eine paradoxe 
Konvergenz der Systeme. Wir würden 
sozusagen unsere wechselseitigen Präfe- 
renzen austauschen. 

Mein dritter Punkt ist die Notwendigkeit 
der Reform. Ohne Reform käme die Ren- 
tenversicherung spätestens 1992 unter die 
Mindestreserve einer Monatsausgabe. 
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Wer Rentenreformen also verschieben 
wollte, der müßte im Wahlkampf 1990 
erklären, daß wir die Reform 1991 durch- 
führen, zu der wir 1989 nicht in der Lage 
waren. Ich finde, das ist niemandem 
zuzumuten. 
Deshalb muß jetzt gehandelt werden. Man 
kann das Haus schlecht umbauen, wenn es 
einzustürzen droht oder wenn es brennt. 
Jetzt — rechtzeitig, vorausschauend — 
brauchen wir die Reform. 

Das vierte ist die Möglichkeit. Die 
Reform ist nicht nur nötig, sondern sie ist 
auch möglich im bestehenden System. 
Das Rentensystem bietet für Veränderun- 
gen ohne Systembruch fünf Ansatz- 
punkte. Im System ist Veränderung mög- 
lich, und zwar 
• erstens in bezug auf das Rentenniveau, 
• zweitens in bezug auf die Rentenlauf- 
zeiten, also was die Altersgrenzen angeht, 
• drittens in bezug auf die Ausgleichszei- 
ten, also die beitragsfreien und beitrags- 
geminderten Zeiten, 
• viertens in bezug auf die Beiträge und 
• fünftens im Hinblick auf den Bundes- 
zuschuß. 

Das sind fünf Ansatzpunkte für Verände- 
rungen, ohne daß das Haus eingerissen 
werden muß. Ein Umbau mit Hilfe dieser 
fünf Instrumente ist möglich. 

Ich will allerdings daraufhinweisen, daß 
diese fünf Instrumente nicht beliebig ver- 
änderbar sind. Sie können beispielsweise 
das Rentenniveau nicht beliebig senken. 
Wenn es in die Nähe des Sozialhilfesat- 
zes käme, dann hätte die Rentenversiche- 
rung ihre Rechtfertigung durch Leistung 
verloren. Sie können auch die Beiträge — 
das ist nur die andere Seite der Medaille 
— nicht ins Unendliche steigen lassen. 
Das wäre eine Sozialisierung des Lohnes. 
Beitragshöhe und Rentenhöhe müssen 
sich in einer Balance befinden. Ich will 
ausdrücklich hinzufügen: nicht im nomi- 

nellen Sinne. Eine Mark Beitrag, die im 
Jahre 1950 gezahlt wurde, entspricht 
natürlich nicht einer Mark Rente im 
Jahre 2000. 

Alle renteninternen Variablen müssen 
darüber hinaus in Gesamtzusammen- 
hänge eingeordnet werden. Die Rente 
existiert ja nicht auf einem fremden 
Stern, sondern mitten in Wirtschaft und 
Gesellschaft. Deshalb hängt die Renten- 
versicherung von der Volkswirtschaft, 
ihrer Produktivität und, in sozialer Hin- 
sicht, von der Erwerbsquote, also von der 
Antwort auf die Frage ab: Wie viele Me11' 
sehen arbeiten mit? Je höher die Produk- 
tivität, desto besser, und je höher auch 
die Erwerbsquote, desto besser. 

Wir bieten von den möglichen Maßnah- 
men als erste die Netto-Rentenanpassung 
an. Die Renten können nur so steigen w»e 

die verfügbaren Einkommen der Arbeit- 
nehmer. Dieser Umstieg von der Brutto- 
lohnanpassung zur Nettolohnanpassung 
ist der erste Beitrag zur Rentenreform. 
Sie ist Ausdruck der Generationensoli- 
darität, denn auch die Älteren können ar» 
der Wohlstandssteigerung nur so teilha- 
ben, wie die verfügbaren Einkommen der 
Aktiven wachsen. Auch die Arbeitnehmer 
leben ja nicht von dem, was auf dem 
Lohnzettel unter Brutto steht, sondern 
von dem, was übriggeblieben ist, wenn 
das Finanzamt und die Sozialversiche- 
rung Geld abgeholt haben. 

Wir beteiligen die Rentner auch an der 
Krankenversicherung. Ich finde, auch 
das ist richtig. Damit werden sie an der 
Entwicklung der Beiträge interessiert. 
Wenn die Krankenversicherungsbeiträge 
im nächsten Jahr steigen, steigen sie auc«1 

bei den Rentnern. Und wenn sie über- 
nächstes Jahr, was wir hoffen und erwar- 
ten, sinken, dann sinken sie auch bei den 

Rentnern. Das ist nicht unsozial, sonder«1 

solidarisch. Die Rentenerhöhung liegt 
dann im nächsten Jahr immer noch über 
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der Preissteigerungsrate. Der erste Punkt 
,stalso: Generationensolidarität. Die 
Renten können nicht mehr so steigen wie 
d'e Bruttolöhne, sondern wie die verfüg- 
baren Einkommen. Die nettolohnorien- 
l,erte Rente dient der Stärkung des 
Gedankens, daß jung und alt in einem 
ßoot sitzen. 

Reitens: Rentenlaufzeiten. Wir werden 
a'ter. Das wünschen wir uns alle. Die 
Rentenlaufzeiten sind in den letzten Jah- 
ren wie nie zuvor gestiegen. Ich will nur 
e'n paar Zahlen nennen. Bei den Frauen 
betrug die durchschnittliche Lebenser- 
wartung 1972 für die 60jährigen 19 Jahre, 
l984 21,6 Jahre, und 1996 wird sie wahr- 
Scheinlich 23 Jahre betragen. Wissen Sie, 
Was das bedeutet? Das ist eine erfreuliche 
Entwicklung. Aber eine um ein Jahr län- 
gere Rentenlaufzeit, das sind unter den 
derzeitigen Verhältnissen 8 Milliarden 
ÜM mehr. Bei den Männern stieg die 
durchschnittliche Erwartung der 60jähri- 
8en von 15,5 Jahren auf 18,5 Jahre. Län- 
gere Ausbildung, kürzere Erwerbsphase, 
rüherer Rentenbeginn und längere Ren- 

Anlaufzeit: Das hält kein System der 
^elt ohne Veränderung aus. Da kann 
^•"beitsminister sein, wer will, das schafft, 
elbst wenn er besser ist als ich, was 

um denkbar ist, keiner. 

'-'arauf muß eine Antwort gefunden wer- 
en. Bezahlt wird die Rentenversicherung 
°ch immer nur von der Arbeit derjeni- 
|en, die jetzt arbeiten. Alles andere ist 

•nanztechnik. Alles andere ist Stell- 
., erksübung. Deshalb muß auf diese Ver- 
nderung geantwortet werden, und wir 
ntworten darauf durch eine Erhöhung 
er Lebensarbeitszeit, durch eine Erhö- 
ung des Rentenzugangsalters, freilich 
Ur schrittweise. Aber wir antworten dar- 
u' nicht nur durch Erhöhung, sondern 
ch durch Flexibilisierung. 
lr wollen das Rentenzugangsalter bis 

u,n Jahre 2010 schrittweise auf die 

Regelaltersgrenze von 65 Jahren erhöhen, 
aber die Altersgrenze gleichzeitig mit 
mehr Selbstbestimmung für den einzel- 
nen verbinden. Er soll entscheiden, ob er 
früher oder später ausscheiden will. 
Keine Rentenversicherungsordnung hat 
ihm diese Vorschrift zu machen. Er selber 
soll entscheiden. Freilich: Wenn er früher 
ausscheidet, schlägt sich das auch in sei- 
ner Rente nieder. 

Wir wollen diese Erhöhung auch nutzen, 
um Schluß zu machen mit dem sturen 
Motto: „Entweder ganz in Rente oder gar 
nicht in Rente, entweder ganz in Erwerbs- 
arbeit oder gar nicht." Das alles sind kol- 
lektivistische Schemata. Wir brauchen 
einen sanften Übergang von der Erwerbs- 
phase ins Alter. Das ist ein Stück Huma- 
nität. Deshalb soll die Teilrente diese 
schroffe Abschottung von Erwerbsphase 
und Alter beseitigen und Lebens- und 
Arbeitsrhythmus wieder stärker miteinan- 
der versöhnen. Ein 60jähriger hat eben 
andere Arbeitszeitbedürfnisse als ein 
20jähriger. Ich bin auch sicher, viele 
ältere Kolleginnen und Kollegen würden 
gerne länger arbeiten, aber sie wollen 
nicht mehr so viel arbeiten. Und ich 
finde, wir brauchen eine Sozialpolitik, die 
mehr an den Wünschen der Menschen als 
an starren ideologischen Vorstellungen 
orientiert ist. 

Dritter Punkt: Neuordnung der beitrags- 
freien und beitragsgeminderten Zeiten. 
Das ist ein Gelände, das überhaupt nur 
für Sopos nach dem zehnten Semester 
Rentenversicherung durchschaubar ist. 
Ich will mich in der Übersetzung versu- 
chen. Das Rentensystem ist heute voller 
Zufälle und Ungereimtheiten und auch 
Ungerechtigkeiten. Beispielsweise zahlt 
die Arbeitslosenversicherung an die Ren- 
tenversicherung geringere Beiträge als die 
Rentenversicherung die Arbeitslosigkeit 
bewertet. Da bezahlt also die Rentenver- 
sicherung die Arbeitslosigkeit mit. Das 
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kostet 5 Milliarden DM. Wir wollen Bei- 
trag und Bewertung deckungsgleich 
machen. 

Ein anderes Beispiel. Das geltende Prin- 
zip der sogenannten Halbdeckung bein- 
haltet, daß die Hälfte der Zeit zwischen 
Versicherungseintritt und Versicherungs- 
fall mit Beiträgen belegt sein muß, wenn 
man in den Genuß von sozialen Aus- 
gleichszeiten kommen will. Das führt 
dazu: Befindet man sich einen Monat vor 
der Halbdeckung, so ist der ganze soziale 
Ausgleich weg. Hat man einen Monat 
mehr gezahlt, so ist man dabei. Es kann 
sogar passieren, daß man, wenn man 
mehr Beitrag zahlt, am Schluß weniger 
Rente hat. Das Schlimmste von allem ist: 
Die Hauptbenachteiligten dieses Prinzips 
sind die Mütter. Sie haben nämlich große 
Beitragslücken. 50% der Mütter erreichen 
nicht die Halbdeckung. Aber nur 20% der 
Ledigen befinden sich unter denjenigen, 
die unter der Halbdeckung bleiben. Wenn 
wir also die Halbdeckung beseitigen, dann 
ist das eine ungeheure familien-, frauen- 
und mütterfreundliche Reform. Lassen Sie 
sich doch überhaupt nicht irremachen. 
Dadurch schaffen wir endlich mehr 
Gerechtigkeit. 

Ich denke allerdings, daß wir es dabei 
nicht bewenden lassen dürfen. Wir 
berücksichtigen die Kinder in der Ren- 
tenversicherung. Das haben wir ja schon 
1986 eingeführt. Ich meine, wir sollten 
unseren Erfolg eigentlich viel selbstbe- 
wußter vortragen, wir sollten sagen, daß 
wir Kindererziehungszeiten ins Renten- 
recht eingeführt haben, — soll ich sagen: 
nach hundert Jahren Verachtung der 
Mütter? Das hat unsere Partei und das hat 
auch die Öffentlichkeit viel zuwenig 
gewürdigt. Das war fast eine kleine Ren- 
tenrevolution. 

Andere haben jahrelang darüber geredet, 
aber gemacht haben sie es nicht. Nur, sie 
haben mehr als wir darüber geredet, so 

daß manche denken, diejenigen, die so 
viel darüber geredet haben, hätten es 
gemacht. Wir müssen auch über die 
Sachen reden, die wir gemacht haben. 
Deshalb sage ich noch einmal aus Anlaß 
dieser Rentenreform: Es haben 1988 auf 
Grund unserer Reform 3,5 Millionen 
Mütter Kindererziehungszeiten, die sie 
früher nicht hatten; 2,3 Millionen Mütter 
der Jahrgänge vor I92l, 1,2 Millionen 
Mütter der Jahrgänge nach 1921. 1990 
werden es 6 Millionen Mütter sein, die 
Kindererziehungszeiten erhalten. Das 
wird uns bis dahin 10 Milliarden DM 
kosten. Das ist doch kein Pappenstiel! 
Das müssen wir einmal verkünden: End- 
lich werden Kinder in der Rentenversi- 
cherung anerkannt! 
Und wir wollen auf diesem Weg weiter- 
schreiten: zwei weitere Jahre für Kinderer- 
ziehung, freilich gekoppelt an die Einfüh- 
rung des Erziehungsgeldes 1986. Wir sind 
nicht in der Lage, es rückwirkend zu 
machen. Wir bringen es mit den Kinder- 
erziehungszeiten in Zusammenhang. 
Ohne jeden polemischen Unterton: Ich 
halte Kindererziehungszeiten für die 
Mütter, für die Frauen für viel besser als 
alle kinderspezifischen Beitragsermäßi- 
gungen. Davon hat die Frau gar nichts; 
die Familie kommt möglicherweise in 
den Genuß einer Ermäßigung. Es geht 
darum, dem zu entsprechen, was die 
Frauen, die Mütter zu Recht verlangen, 
nämlich daß ihnen, wenn sie alt sind, bei 
ihrer Rente anerkannt wird, daß sie Kin- 
der erzogen haben, und daß sie, wenn s'e 

Kinder erzogen haben, im Alter nicht ein' 
fach das Anhängsel an der Rente des 
Mannes sind, sondern daß sie vielmehr 
durch Kindererziehung einen eigenstän- 
digen Anspruch erwerben. Und das 
schafft kein kinderspezifischer Beitrag, 
das schaffen nur Kindererziehungszeiten* 
und die haben wir eingeführt. 
Ich meine, dahinter steht die Philoso- 
phie: Kinder erziehen ist so wichtig wie 
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Erwerbsarbeit. Für die Rentenversiche- 
^ng freilich gilt: Die Kindererziehungs- 
Zeiten müssen von der Allgemeinheit 
''nanziert werden, denn nicht alle Kinder 
Werden ja Beitragszahler. Manche wer- 
^n ja auch Beamte, andere werden Selb- 
ständige. Schon aus Gründen der Vertei- 
lungsgerechtigkeit kann die Rentenversi- 
cherung das nicht tragen. 

^ir wollen die Kindererziehung im 
^esamtleistungsmodell bis zum zehnten 
^ebensjahr des Kindes berücksichtigen, 
^•ndererziehung wirkt also in der 
^esamtbewertung nicht als Minderung 
jkr Bewertung der Ausfallzeit. Wir wol- 
^n die Kindererziehung auch beim 
^nspruch auf Erwerbsunfähigkeitsrente, 

e> Wartezeiten für den vorzeitigen Ruhe- 
stand berücksichtigen. Der Kindererzie- 
"ung soll also auch im sozialen Aus- 
8'eichssystem Anerkennung zuteil wer- 
^en, so daß sich wegen Kindererziehung 
*em Nachteil in der Bewertung von 
^°zialen Ausgleichszeiten ergibt. Wir wer- 
Qen auch darüber nachdenken müssen, 
j'e wir die Bewertung der ersten fünf 
ahre so gestalten, daß sie nicht mütter- 

,e'ndlich wird. 

^ as die Pflegearbeit im häuslichen 
Bereich anbelangt — Heiner Geißler hat 
c"on auf dieses wichtige, in die Zukunft 
eisende Thema hingewiesen —: Hier 

ollen Beiträge gezahlt werden können, 
^ den Pflichtbeiträgen gleichgestellt 
^ei"den; damit soll also auch ein Schutz 

ei Frühinvalidität geschaffen werden. 
Uch Pflegearbeit soll sich in der 
esamtbewertung nicht negativ aus- 

wirken. 
unfter Punkt: Bundeszuschuß. Wir lösen 
le ausschließliche Koppelung des Bun- 

Szuschusses an die Einnahmen auf und 
,. Ppeln ihn zusätzlich an die Beiträge. 

lr schaffen damit so etwas wie ein sich 
,   bst steuerndes System, einen Regel- 

" e,s, der es nicht nötig macht, daß die 

Politiker immer wieder intervenieren. 
Wenn die Beiträge steigen, dann wirkt 
sich das bei der Nettolohnrente auch auf 
die Rentner aus. Dann haben sie eine um 
so niedrigere Rentenanpassung. Wenn 
die Jungen mehr zahlen müssen, dann 
müssen die Alten etwas von der Renten- 
erhöhung aufgeben. Keine Rente wird 
gekürzt, nur, die Erhöhung ist dann nicht 
mehr so kräftig wie ohne Beitragserhö- 
hung. Alt und jung bleiben zusammen. 
Aber der Dritte im Bunde muß auch 
angekoppelt sein: Wenn sich die Beiträge 
der Aktiven erhöhen, sinken nicht nur die 
Anpassungssätze, sondern dann steigt 
auch der Beitrag des Bundes. Das ist ein 
sich selbst regelnder Kreis, der der Ren- 
tenversicherung auch mehr Autonomie 
gibt. 

Gegenstand der Diskussion ist, mit wel- 
chem Einstiegsvolumen des Bundeszu- 
schusses wir dieses Unternehmen begin- 
nen. Das hat für die Systemfrage eine 
relativ untergeordnete Bedeutung. Das 
hat nur die Bedeutung, inwieweit die Bei- 
träge in den ersten Jahren steigen. Je kräf- 
tiger wir mit dem Bundeszuschuß einstei- 
gen, desto weniger steigen die Beiträge, 
und je weniger die Beiträge steigen, desto 
weniger steigt dann in den folgenden Jah- 
ren auch der Bundeszuschuß, so daß sich 
das mittelfristig ausbalanciert. 

Sechster Punkt: Die Rentenreform antwor- 
tet auf den Bevölkerungsrückgang. Aber 
das ist doch kein rentenspezifisches 
Ereignis. Alle öffentlichen Alterssiche- 
rungssysteme müssen eine Antwort auf 
diese Herausforderung finden. Bevölke- 
rungsrückgang ist nicht nur von der Ren- 
tenversicherung aufzufangen; alle öffent- 
lichen Alterssicherungssysteme, auch die 
im öffentlichen Dienst, müssen eine Ant- 
wort darauf finden. Ich rede hier nicht 
für großen Eintopf, ich rede nicht für 
Nivellierung, aber ich sage, daß ver- 
gleichbare Tatbestände auch vergleichbar 
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behandelt werden müssen. Das hat über- 
haupt nichts mit einer Sanierung der Ren- 
tenkassen zu tun, sondern das hat etwas 
mit dem angeborenen Gerechtigkeitsge- 
fühl der Bevölkerung zu tun. Wenn wir 
den Rentnern eine Reform zumuten, dann 
muß aus Gründen der Akzeptanz dieser 
Reform auch der öffentliche Dienst Anpas- 
sungen zur Bewältigung des Bevölkerungs- 
rückgangs leisten. 

Ich komme zum Ausblick. Unsere gute 
alte Rentenversicherung hat schon viele 
Stürme überlebt, Kriege und Inflationen. 
Grundbedingung ihrer Festigkeit bleibt, 
daß die Generationen zusammenhalten, 
daß die Lasten gerecht verteilt werden. Es 
ist im Grunde nur die Organisation der 
alten Familiensolidarität, und niemand 
braucht sich dabei überfordert zu fühlen. 
Veränderungen können weder allein von 
den Jungen bewältigt werden — wir wür- 
den ihnen Beitragssätze zumuten, die sie 
nicht tragen können — noch allein von 
den Alten, sondern von alt u n d jung. Ich 
sage noch einmal: Es wird niemand über- 
vorteilt, denn die Jungen werden ja auch 
einmal alt, und die Alten waren einmal 
jung. Niemand wird in der Generationen- 
solidarität überfordert. Die Nettorente, 
der Rentenzugang, die beitragsfreien Zei- 
ten, die Bundeszuschüsse und der Beitrag 
bieten genügend Variabilität, auf unter- 
schiedliche Herausforderungen auch 
noch im nächsten Jahrhundert richtig zu 
antworten. 

Ich warne uns nur vor einer übertriebe- 
nen Prognosegläubigkeit, als könnten wir 
das Jahr 2030 sozusagen prognostisch 
vorwegnehmen. Wissen Sie, die Progno- 
stiker verwechseln sich mit dem lieben 
Gott oder mit der göttlichen Vorsehung. 

Ich will nur einmal einige Fragen aufwer- 
fen, und es würde mich wundern, wenn 
jemand eine exakte Antwort darauf 
wüßte. Wer kennt das Bevölkerungsver- 
halten im Jahre 2000 oder 2015 genau? 

Wer kennt das Erwerbsverhalten insge- 
samt oder das Erwerbsverhalten der 
Frauen im nächsten Jahrhundert? Wir 
haben das zahlenmäßig geringste 
Erwerbsverhalten aller vergleichbaren 
Nationen. Wir liegen weit unter Japan, 
Amerika, Großbritannien, Schweden, 
Dänemark, Schweiz. Das betrifft Männer 
und Frauen. Wenn wir beispielsweise bei 
den Frauen im Jahre 2030 nur die gleiche 
Erwerbsquote hätten, die die dänischen 
Frauen schon haben, dann hätten wir 
1 Million Erwerbspersonen mehr. Wer 
kennt die altersspezifische Erwerbsbetei- 
ligung im Jahre 2030? Wäre sie im Jahre 
2030 auch nur so, wie sie im Jahre I960 
war, hätten wir 2 Millionen Erwerbsper- 
sonen mehr. 

Wer kennt im Rahmen des EG-Binnen- 
marktes den genauen Anteil der Auslän- 
der in der Zukunft? Regierungsoffiziöse 
Schätzungen schwanken für das Jahr 
2000 bereits zwischen 4,3 und 5,8 Millio- 
nen. 

Deshalb: Wir brauchen ein System, das 
reaktionsfähig ist, das auf unterschiedli- 
che Bedingungen antworten kann. Aber 
dieses System — das ist jedenfalls meine 
Überzeugung, das ist das Programm, mit 
dem wir vor die Wähler getreten sind, zu 

diesem Wort stehen wir — muß lohn- 
und beitragsbezogen bleiben. Es ist keine 
allgemeine Fürsorge. Wer seine Rente 
erhält, der hat sie sich erarbeitet. In die- 
sem stolzen Bewußtsein müssen wir unser« 
ältere Generation lassen. Deshalb vertei' 
dige ich die Leistungsgerechtigkeit in der 
Rentenversicherung. 
Die Rentenversicherung ist reformbedün' 
tig und reformfähig. Ich lade alle ein zum 
Konsens. Die Demokratie muß zu bei- 
dem fähig sein, zu Konflikt und Konsens- 
Konflikt wird es noch reichlich geben. 
Niemand braucht Angst zu haben, es 
gäbe keine Konflikte mehr, auch zwi- 
schen Opposition und Regierung. Aber 
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^enn wir zu beidem fähig sind, schützen 
^ir den Konsens vor dem Verdacht der 
Kumpanei, weil wir in anderen Fragen 
Nieder Konflikte austragen, und den 
Konflikt vor einer nackten Aggression, 
^eil wir in anderen Fragen wieder Kon- 
Sens haben. Insofern ist dieser Versuch 
auch ein Beitrag zur politischen Kultur. 
Ef ist auch ein Beitrag, diese Rentenre- 
f°rm nicht durch die Angst der älteren 
Generation begleiten zu lassen. 
Heute ist eine Generation in der Rente, 
die viel erlitten und erduldet hat, die 
Krieg mitgemacht hat und in der Nach- 
kriegszeit unser Land wiederaufgebaut 
^t, in schweren Zeiten, in schwereren 
leiten als heute. Ich denke, wir sollten 

unserer Dankespflicht auch dadurch 
genügen, daß wir eine Rentenreform 
zustande bringen, die die Alterssicherung 
der älteren Generation nicht nur heute, 
sondern auch morgen auf ein sicheres 
Fundament stellt und die für Angst der 
Älteren überhaupt keinen Spielraum läßt. 
Die Älteren müssen sich auf uns verlas- 
senkönnen. 

Insofern ist das Geheimnis der Rentenre- 
form, daß die Generationen zusammen- 
rücken, die Lasten verteilen. Insofern ist 
dieser Saal ein guter Saal für diese 
Reform: weil auch die CDU zusammen- 
rücken muß, um die Rentenreform 
gemeinsam zu bewerkstelligen. 

Leistung für Gegenleistung 
£uf Kritik und Gegenvorschläge von 
Kurt Biedenkopf und Christian 
Schwarz-Schilling antwortete Norbert 
"'um wie folgt: 
Jeh finde es gut, wenn in unserer Partei 
Urjer Lebensfragen — und die Alterssi- 
Cnerung ist eine Lebensfrage — offen 
gerungen wird. Kurt Biedenkopf hat 
gesagt, seine Position habe nicht mit Fra- 
ßen der Praktikabilität zu tun, sondern 
m't einer Wertentscheidung. Richtig! 
^uch ich nehme Wertentscheidungen für 
^eine Position in Anspruch, nämlich 
erstens die Wertentscheidung für die Lei- 
^tungsgerechtigkeit: Leistung für Gegen- 
eistung. Ich nehme allerdings nicht nur 
^ertentscheidungen in Anspruch, son- 
dern muß mich leider Gottes auch mit 
J^agen der Praktikabilität beschäftigen, 
j 'r haben in der Politik — das ist der 
uuterschied zur theoretischen Diskussion 
*•*" überhaupt nichts gewonnen, wenn 
^ar die Diagnose perfekt, aber die The- 
^P»e nicht vorhanden ist. Es genügt 
lcht, Einwände zu formulieren; Kon- 

nte sind gefragt. 

Was ist denn die Alternative zu dem, was 
ich vorschlage? Es genügt nicht, den älte- 
ren Menschen Wertentscheidungen vor- 
zutragen. Sie müssen operationalisiert 
werden. Ich muß die Frage beantworten, 
wie wir jetzt — und ich habe mir den 
Zeitpunkt nicht ausgesucht — die Renten 
sichern. Da muß ich Fragen der Praktika- 
bilität beantworten. 
Deshalb ein paar Rückfragen. Der erste 
Vorwurf lautet, unser Vorschlag würde 
gegen den Generationenvertrag versto- 
ßen. Lieber Kurt Biedenkopf, ich kenne 
keinen schärferen Verstoß gegen den Gene- 
rationenvertrag als eine Grundrente, und 
zwar allein deshalb, weil auch bei Einfüh- 
rung einer Grundrente ja zunächst einmal 
die lohnbezogene dynamische Rente 
erhalten bleiben muß. Niemand, auch 
Kurt Biedenkopf nicht, schlägt ja vor, 
daß erworbene Anwartschaften, verfas- 
sungsrechtlich geschützte Ansprüche, 
aufgelöst werden. Sie können ja nicht 
einer 80jährigen Rentnerin den Umstieg 
zur Grundrente zumuten; deren ganze 
Lebensplanung war anders. Also bleibt 
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für die ältere Generation die dynamische 
Rente erhalten. Also muß sie unverändert 
weiter aus den Beiträgen der Aktiven 
bezahlt werden. Und zum Dank dafür 
erhalten die Aktiven dann keine dynami- 
sche Rente, sondern nur eine Grund- 
rente? Jetzt frage ich: Was ist daran 
Generationensolidarität? 
Etwas kommt hinzu: Diese junge aktive 
Generation, die zwar weiter eine lohnbe- 
zogene Rente finanziert, dafür aber nur 
eine Grundrente erhält, wird ja — auch 
nach den Angaben der Erfinder der 
Grundrente — mit dieser Grundrente 
nicht auskommen; sie muß in der glei- 
chen Zeit eine zusätzliche private Vor- 
sorge aufbauen. Das bedeutet, sie muß in 
der gleichen Erwerbsphase zwei Alterssi- 
cherungssysteme finanzieren. Was ist 
daran Generationensolidarität? Der 
Umstieg zur Grundrente ist ein Betrug an 
der jungen Generation, an denen, die es 
jetzt bezahlen! Ich meine „Betrug" nicht 
im moralischen Sinne, aber in dem Sinne, 
daß sie nicht den Gegenwert für das 
bekommen, was sie den Älteren finan- 
ziert haben. 

(Prof. Dr. Kurt H. Biedenkopf: Ich habe 
so etwas nie vorgeschlagen!) 

Jetzt komme ich zu dem familienpoliti- 
schen Einwand. Den verstehe ich nun 
überhaupt nicht. Was, so frage ich, ist an 
der Grundrente familienfreundlich? 
Kann mir jemand sagen, was an der 
Grundrente — jeder bekommt 800 Mark 
— familienfreundlich ist? Ich habe daran 
bis zum heutigen Tag nicht die Spur einer 
Familienfreundlichkeit erkannt! 
Der dritte Einwand bezieht sich auf die 
Armutsbekämpfung. Ich behaupte, daß 
für die Bekämpfung der Armut, die es in 
unserer Wohlstandsgesellschaft noch 
gibt, nicht die Rentenversicherung 
zuständig ist, sondern die Allgemeinheit. 
Sonst würden ja die Beitragszahler mit 

ihrem Beitrag den Sozialstaat finanzieren, 
und die Bezieher höherer Einkommen 
wären unterproportional daran beteiligt- 
Also wollen wir die Rentenversicherung 
mit diesen Problemen nicht überlasten! 
Die Frage ist, wie man Systeme miteinan- 
der verklammert. Bezahlt werden muß 
Armutsbekämpfung aus dem allgemeinen 
Topf, aber damit ich das kann, muß der 
leistungsbezogene Strang davon geteilt 
bleiben und darf damit nicht vermischt 
werden. 
Ich warne auch davor, aus jeder kleinen 
Rente schon auf Mangel zu schließen. 
87% derjenigen, die eine 600-DM-Rente 
empfangen, leben in Haushalten mit 
einem Nettoeinkommen von über l 000 
DM, 55% in Haushalten mit über 2 000 
DM. Ich bleibe also dabei: Warum sollte 
der Facharbeiter mit l 600 DM Rente auf 
800 DM Rente verzichten, damit mit 800 
DM die allgemeine Armut bekämpft 
wird, wobei diese 800 DM auch der Mil- 
lionär bekommt, der das gar nicht 
braucht? Was ist denn daran sozial? 
Wenn jetzt einer sagt „Nein, nicht der 
Millionär soll das bekommen, sondern 
nur der Bedürftige", dann sind wir bei 
der Sozialhilfe. Deshalb behaupte ich: 
Grundrente ist nichts anderes als Sozial- 
hilfe ohne Bedürftigkeitsprüfung. Ich kann 
darin weder die Wertentscheidung für Le'" 
stungsgerechtigkeit noch die Familien- 
freundlichkeit noch den richtigen Ansatz 
der Armutsbekämpfung erkennen. 

Jetzt komme ich aber zu dem Teil, den 
Kurt Biedenkopf als illusionär bezeichnet 
hat. Von der Praktikabilität her halte ich 
es für illusionär, zu glauben, man könnte 
das jetzige Rentenniveau von rund 70% 
auf 40 % herunterschrauben. Ich halte 
das für illusionär! Es ist für uns ja jetzt 
schon schwer, zur nettobezogenen Rente 
umzusteigen. 
Wenn jemand glaubt, er könne die Dis- 
krepanz durch Eigentumsbildung beseit'" 

^ 
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^en, will ich mich auf Nell-Breuning, der 
^eute ja schon mehrfach zitiert wurde, 
Prüfen. Er sagt: 

r;er Lebensunterhalt einer Bevölkerung 
aßt sich immer nur aus der laufenden 

^ ütererzeugung, nicht aus gespeicherten 
°rräten, am allerwenigsten aus Reinve- 

ntion akkumulierter Kapitalstöcke dek- 
*er>. Finanztechnisch sind Vorgriffe mög- 
lch; güterwirtschaftlich kann man nur 

aas Brot essen, das aus dem vorher 
gewachsenen Korn gebacken ist. Finanz- 
echnisch kann man Reserven bilden, um 
^ünftigen Finanzbedarf durch deren Wie- 
^erauflösung zu decken; güterwirtschaft- 
lch können wir Realkapital nicht in Ver- 
suchsgüter rückverwandeln und daher 

•firner nur von dem leben, was aus dem 
aufenden Sozialprodukt entnommen 
*ird. 

errnögensbildung ist wichtig, aber wer 
glaubt, er könne das Umlageverfahren in 
er Alterssicherung durch Vermögensbil- 
Ung ersetzen, der müßte einen Kapital- 
l°ck von zwei Billionen — damit sich 
as jeder einmal vorstellt — herstellen. 
as wäre aus meiner Sicht nicht nur 
°'kswirtschaftlich sehr bedenklich, son- 
ern möglicherweise auch ordnungspoli- 
sch, weil dadurch neue Investitionslen- 
Ungszentralen — unter welchem Namen 
Uch immer — Platz greifen würden. 
n bleibe dabei: Sie können es organisie- 

j5n> wie Sie wollen, die entscheidende 
rage ist immer: Was ist die jetzt aktive 

, deration bereit, für die Älteren abzuge- 
,en? Das ist eine Wahrheit, die schon 100 

nre gegolten hat, und sie gilt auch für 
as nächste Jahrtausend. Jede Genera- 

•, n rnuß sich entscheiden, was sie von 
rem Wohlstand zugunsten des Wohl- 
andes ihrer Vorgänger abgeben will. 

»3S «st nicht eine Abgabe, bei der sich 
ark für Mark rechnet, sondern es geht 

111 den produktiven Wert der Abgabe, 
^ mit steigender Produktivität wird es 

für uns auch leichter, mehr abzugeben. 
Deshalb halte ich ja Nullwachstum, retar- 
dierende Gesellschaften, retardierende 
Wirtschaften, für die größte Gefahr für 
jede soziale Sicherheit. 
Sie können Intelligenz investieren, soviel 
Sie wollen, es bleibt dabei: Es muß 
jeweils entschieden werden, was die 
junge Generation abzugeben bereit ist. 
Ich sage, sie erwirbt in dem Maße einen 
Anspruch, von der ihr nachfolgenden 
Generation Alterssicherheit gewährt zu 
bekommen, wie sie bereit war, ihren Vor- 
gängern Alterssicherheit zu gewähren. 
Damit dies leichter ist, dürfen überpro- 
portionale Ansprüche im Zusammenhang 
mit der Bevölkerungsverschiebung nicht 
nur den Jungen aufgebürdet werden, son- 
dern müssen auch von den Alten mitge- 
tragen werden. Und es muß — allein 
schon wegen der versicherungsfremden 
Leistungen, die die Rentenversicherung 
trägt — der Dritte, der Bund, ins Spiel, 
um die Risiken der Bevölkerungsver- 
schiebung nicht nur den Beitragszahlern 
zu überlassen. 
Ich glaube, daß auf unser Rentensystem 
große Herausforderungen zukommen, aber 
ich bleibe dabei: Dieses System kann die 
Herausforderungen so bewältigen, v/ie es 
auch in der Vergangenheit in schweren Zei- 
ten damit fertig geworden ist. 
Deshalb bitte ich darum — ich bitte wirk- 
lich darum —, die ältere Generation nicht 
in Angst und Schrecken zu versetzen, 
sondern der älteren Generation das 
Zutrauen zu geben, daß wir ihre Rente 
solide finanzieren, solide sichern und daß 
wir auch die nachfolgende jüngere Gene- 
ration nicht überfordern. Freilich brau- 
chen wir zur Unterstützung eine offensive 
Familienpolitik. Aber das ist wiederum 
nicht eine Aufgabe der Rentenversiche- 
rung, sondern eine des gesamten Staates. 
Insofern macht die Debatte über Renten- 
politik auch einen neuen Aufbruch für 
die Familienpolitik notwendig. 
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Helmut Kohl 

Gesetzentwurf noch in diesem Jahr 
Meine lieben Freunde! Zunächst will 
ich mich für diese Diskussion bedan- 
ken, die ein erneuter Beweis für die 
Lebendigkeit unserer Partei gewesen 
ist. Bitte, berichten Sie von dieser 
wichtigen Erfahrung auch in den 
Kreisverbänden daheim! Ich bedanke 
mich außerdem für die überwältigende 
Zustimmung zu dem Konzept, das 
unsere Freunde — vor allem Norbert 
Blüm — für die Rentenreform erarbei- 
tet haben. 

In der Debatte ist viel von der Zukunft 
die Rede gewesen. Ich bin dankbar, daß 
in diesem Zusammenhang einige auch 
das wirtschaftliche Umfeld der Bundesre- 
publik Deutschland angesprochen haben, 
das sich in den nächsten Jahren erheblich 
verändern wird. Ich erinnere nur an die 
Vollendung des europäischen Binnen- 
marktes bis Ende 1992: Sie wird ein- 
schneidende Veränderungen in Wirt- 
schaft und Gesellschaft der Bundesrepu- 
blik Deutschland zur Folge haben — Ver- 
änderungen, die gleichermaßen Chance 
und Gefahr bedeuten. Es wird deshalb 
entscheidend darauf ankommen, was wir 
aus dieser Herausforderung machen. 
Der Vorschlag, den Ihnen der Bundesvor- 
stand nach langer und intensiver Diskus- 
sion unterbreitet hat, will auf der Grund- 
lage dessen, was sich an Entwicklungen 
schon heute absehen läßt, einen Weg in 
die Zukunft weisen. Und ich bin fest 
davon überzeugt, daß der von uns aufge- 
zeigte Weg der richtige ist. 
Dem Antrag Nr. 2 kann ich nicht zustim- 
men, weil er das politische Umfeld nicht 
genügend berücksichtigt. Wir haben hier 
zu Recht applaudiert, als einige Redner 
feststellten, dem Thema Familienpolitik 

wende sich ernsthaft nur die Union zu. 
Wir haben uns dieses Themas bereits 
angenommen, als ein großer Teil der 
deutschen Öffentlichkeit noch kein Ver- 
ständnis für seine Bedeutung hatte. 
Inzwischen hat hier glücklicherweise ein 
unübersehbarer Prozeß des Umdenkens 
eingesetzt. 

Wir haben in der Bundesregierung nach 
gründlicher Überlegung und Abwägung 
einen Referentenentwurf auf der eben 
beschlossenen Linie entwickelt, der in 
den nächsten Wochen in der Fraktion, in 
der Koalition, in Gesprächen mit den 
Sozialdemokraten und selbstverständlich 
auch in einer breiten öffentlichen Diskus- 
sion intensiv erörtert werden wird. Ich 
bleibe bei meinem Ziel, den parlamenta1"1' 
sehen Körperschaften noch vor Ende 
1988 den Regierungsentwurf zur Bera- 
tung zuzuleiten. Ich bin fest entschlossen, 
diesen Termin einzuhalten, damit wir im 
nächsten Jahr ohne Zeitnot im Bundestag 
und im Bundesrat darüber beraten kön- 
nen. 
Es wäre falsch, von der Bundesregierung 
schon jetzt die Einsetzung einer Komm'8' 
sion zu verlangen, durch die in den 
Augen der Öffentlichkeit ein noch nicht 
vorliegender Gesetzentwurf schon wiedef 

in Frage gestellt würde. Wir gerieten 
dann in eine merkwürdige Diskussions- 
lage. Niemand würde das verstehen kön- 
nen! 
Ich bin natürlich damit einverstanden ~" 
ich habe das schon früher zu Christian 
Schwarz-Schilling und anderen gesagt ~~» 
daß wir auch über das Jahr 2010 hinaus- 
denken. Aber heute ist es unsere erste 
und wichtigste Aufgabe, den Rentnern 

(Fortsetzung nächste Seit*' 
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Helmut Kohl: 

Senioren-Union bei ihrer Arbeit 
unterstützen 
J» Bonn trafen am 21. September 1988 
Jer Parteivorsitzende der CDU 
Deutschlands, Bundeskanzler Helmut 
Kohl, und der Bundesvorsitzende der 
Senioren-Union, Gerhard Braun, 
5pwie seine drei Stellvertreter Irma 
Jubler, Peter Blum und Horst 
"einsenke zu einem Gespräch zusam- 
men. 

Bundeskanzler Helmut Kohl lobte die 
fisher geleistete Arbeit der Senioren- 
Union, die die CDU bereichert und 
gestärkt habe und gleichzeitig auch ein 
pichen weit über die Grenzen der CDU 
^naus gesetzt habe. Der Parteivorsit- 
*ende forderte die gesamte Partei auf, die 
Arbeit der Senioren-Union auf allen Ebe- 
nen nachdrücklich zu unterstützen, 
yerade der Dialog zwischen den Genera- 
'°nen ist für unsere Gesellschaft von gro- 

wer Wichtigkeit. Die bisher durchgefahr- 
en Veranstaltungen im Rahmen des 
^enerationendialogs haben insbesondere 

e> der Senioren-Union und der Jungen 

zum Austausch der Ansichten zwischen 
den Generationen beigetragen. Schon im 
Hinblick auf die Sicherung der Zukunft 
ist es ein vorrangiges Ziel der christlich- 
demokratischen Vereinigungen und ins- 
besondere der Senioren-Union, den 
Generationendialog weiter zu fördern. 
Die von der Senioren-Union vorgestellte 
Aktion „Wir praktizieren die Aktion Will- 
kommen", mit der die Senioren-Union 
bei der Eingliederung der Aussiedler 
durch praktische Hilfestellungen vor Ort 
helfen will, wurde von Bundeskanzler 
Helmut Kohl außerordentlich begrüßt. 
Der Bundeskanzler hat sich bereit erklärt, 
für diese Initiative die Schirmherrschaft 
zu übernehmen. • 

Weiter auf Wachstumskurs 
Bundeskanzler Helmut Kohl erwartet 
nach einem Gespräch mit dem Sachver- 
ständigenrat für 1988 ein reales Wachs- 
tum von rund drei Prozent, eine weiterhin 
kräftige Zunahme der Realeinkommen 
und ein hohes Maß an Preisstabilität. union großen Anklang gefunden und 

.le Sicherheit zu geben, daß das, was wir 
Jet*t tun, ihre Rente sichert. 
^enn der Vorsitzende der Jungen Union 
,ragt: Und was geschieht danach?, dann 
j* das selbstverständlich eine berechtigte 
^age. Aber in diesem Punkt stehen man- 
ne Thesen gegeneinander, und manche 

. ahlen sind noch strittig. Deswegen bitte 
n Sie, diesen Antrag jetzt nicht zu ver- 
schieden, sondern eine Formulierung 
u finden, die es möglich macht, daß die 

gesamte Partei das, was wir jetzt gemein- 

sam beschließen, mit aller Kraft vertreten 
kann. 
Ich wende mich deshalb an die Antrag- 
steller mit der Bitte um ihr Einverständ- 
nis, daß wir eine Formulierung finden, 
die uns einerseits erlaubt weiterzudenken 
und dabei den Sachverstand zu nutzen, 
über den wir verfügen, die aber anderer- 
seits nicht dazu führt, daß das, was wir 
gerade beschlossen haben, in einem wei- 
teren Beschluß bereits wieder in Frage 
gestellt wird. 
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Unerträglich gewordenes Maß an Polemik 

Scharfe Kritik an Aktionswoche 
der Gewerkschaften 
Scharf hat Bundeskanzler Helmut 
Kohl auf die vom Deutschen Gewerk- 
schaftsbund geplante Aktionswoche 
gegen die Politik der Bundesregierung 
reagiert. Vor dem Kleinen Parteitag 
der CDU sagte der Kanzler am Mon- 
tag in Bonn, er und die Union seien an 
einem vernünftigen Verhältnis zum 
DGB interessiert. Aus großen Teilen 
der Gewerkschaftsführung komme 
aber seit langem ein unerträglich 
gewordenes Maß an Polemik. Wört- 
lich sagte der Kanzler: 

„Sie kennen meine und unsere grundsätz- 
liche Position: Wir wollen selbstverständ- 
lich ein vernünftiges Verhältnis, eine ver- 
nünftige Gesprächsbasis mit allen 
Gewerkschaften. 

Wir sind — auch das ist bekannt — für 
den Pluralismus der Gewerkschaften, 
zugleich wissen wir, welche Bedeutung 
die Einheitsgewerkschaft, der Deutsche 
Gewerkschaftsbund hat. Ich habe das in 
der Vergangenheit oft genug gesagt. Ich 
werde das auch in den vor uns liegenden 
Monaten noch einmal würdigen — insbe- 
sondere den Beitrag des DGB zum Auf- 
bau der Bundesrepublik Deutschland 
während der vergangenen 40 Jahre. 

Doch ich nehme die heutige Gelegenheit 
noch einmal wahr, um erneut daraufhin- 
zuweisen, daß wir nun schon seit gerau- 
mer Zeit eine inzwischen unerträglich 
gewordene Polemik aus dem DGB, aus 
weiten Teilen der DGB-Führung gegen 
uns, gegen die Union beobachten müs- 
sen. Das hat mit der Idee der Einheitsge- 
werkschaft überhaupt nichts mehr zu tun! 

Es ist ein absolut unerträglicher Zustand, 
was beispielsweise heute im Hauptorgan 
des DGB, in der ,Welt der Arbeit', an 
Polemik gegen Norbert Blüm und gegen 
mich zu lesen ist. Das ist nicht mehr sach- 
lich fundiert, das ist nicht mehr die nor- 
male Diskussion unter politischen Geg- 
nern — das ist Feindschaft, Verunglimp- 
fung und Herabsetzung politisch Anders- 
denkender. 
Im Hinblick auf die Diskussion über die 
Rentenreform ist das besonders bemer- 
kenswert: Denn gerade in dieser Frage 
bemüht sich Norbert Blüm, unterstützt 
von mir und der ganzen Union, um ein 
Gespräch mit dem Ziel des Konsenses. 
Wenn man jedoch dem Gesprächspartner 
von vornherein den guten Willen 
abspricht, wie das jetzt geschieht, dann 
kann ich nur sagen: Man ist im DGB 
offensichtlich gar nicht zu solchen ver- 
nünftigen Gesprächen bereit. Ich bedaure 
das zutiefst. 
Die Behauptung, daß die jetzt diskutier- 
ten sozialpolitischen Reformvorhaben zu 

einem Zusammenbruch' führen würden, 
ist genauso abwegig wie die Behauptung 
vor drei Jahren im Zusammenhang mit 
§ 116 AFG, das Ziel unserer Politik sei, 
die Einheitsgewerkschaft zu zerstören. 
Jeder weiß, daß das alles Propaganda 
war, daß hier einfach mit der Unwahrheit 
gearbeitet wurde. 
In dieser Situation möchte ich dem Deut- 
schen Gewerkschaftsbund zwei Empfeh- 
lungen geben: 
1. Ich rate dem DGB dringend, zur Sach- 
lichkeit zurückzufinden. Wir sind zu 
einem sachlichen Gespräch bereit. Aber 
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wir sind nicht bereit, jede Unverfroren- 
heit hinzunehmen. Das ist das erste, was 
°iit aller Deutlichkeit gesagt werden soll. 

2. Was eigentlich selbstverständlich sein 
sollte — ist: Eine Organisation wie der 
deutsche Gewerkschaftsbund, der so 
gerne das Wort Solidarität im Munde 
'ührt, sollte in diesen Tagen, statt eine 
Kampagne gegen uns zu führen, eine 
"reite Kampagne zugunsten der Aussied- 
'er führen, die zu uns in die Bundesrepu- 
blik Deutschland kommen. Diese Lands- 
'eute, die vor allem aus Rumänien, Polen, 
und der Sowjetunion zu uns kommen, 
s,nd doch zum größten Teil Arbeitneh- 

mer; es sind Männer und Frauen, die die 
Irrwege des Sozialismus am eigenen Leib 
erlebt haben und deshalb wissen, worauf 
es wirklich ankommt. Ich höre vom DGB 
so manche öffentliche Erklärung zu die- 
sem und jenem Gegenstand, beispiels- 
weise — auch das begrüße ich — zur 
Frage der Menschenrechte in anderen 
Kontinenten. Der DGB wäre für mich 
allerdings viel glaubwürdiger, wenn er 
mit seiner ganzen Kraft — auch mit sei- 
nen finanziellen Möglichkeiten — eine 
klare Position zugunsten der Aussiedler 
einnähme: zugunsten jener Deutschen, 
die jetzt zu uns kommen. Das wäre für 
alle Beteiligten sehr gut!" 

Seiters-Brief an Breit 

Gewerkschaften schaden sich selbst 
*n der Zeit vom 15. bis 22. Oktober 
Planen die Spitzenfunktionäre des 
DGB — wie in den vergangenen Jah- 
ren — eine bundesweite Kampagne 
pgen die Bundesregierung. Die 
»G Metall, immer in vorderster Reihe, 
^enn es gegen die Bundesregierung 
Seht, hat ihre „Aktionstage" bereits in 
dieser Woche begonnen. Aus diesem 
Grunde habe ich heute folgenden Brief 
*n den Vorsitzenden des Deutschen 
Gewerkschaftsbundes, Ernst Breit, 
gerichtet: 
«Die Themenauswahl und die Erfahrungen 
Wt vergleichbaren Veranstaltungen zeigen, 
"Qß die Kampagne nicht bestimmt wird 
v°n den objektiven Gegebenheiten in der 
Bundesrepublik Deutschland, sondern von 
'fer ideologischen Voreingenommenheit 
führender DGB-Funktionäre. Der Organi- 
Sa'ionsplan der Veranstaltung weist aus, 
"Qß es bei der Kampagne keine Hinweise 
Reben wird 

• auf die außerordentlich gute konjunktu- 
relle Lage in unserem Land, auf 3,9 % rea- 
les Wachstum im ersten Halbjahr 1988, 
• auf 110.000 neue Arbeitsplätze im ersten 
Halbjahr, 
• auf absolute Preisstabilität, 
• auf das Wachstum der Nettolöhne und 
-geholter um 3,5 %, das eine Ausweitung 
der Ausgaben der privaten Haushalte um 
4,5 % ermöglichte, 
• auf den historisch höchsten Stand der 
staatlichen Sozialausgaben von über 635 
Mrd. DM 1987, 
• auf die Steuerentlastung der Arbeitneh- 
mer von allein 14 Mrd. DM in diesem 
Jahr, 
• auf Steuererleichterungen und Sozial- 
transfers, die bis 1990 in Höhe von 16,5 
Mrd. DM mehr an die Familien fließen als 
noch 1985, 
• auf unser Gesetz, das die Rechte der 
Jugend- und Ausbildungsvertretungen in 
den Betrieben und Verwaltungen stärkt. 
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• auf die beabsichtigte Sicherung der 
Montan-Mitbestimmung, die die SPD- 
geführte Vorgängerregierung nicht hat 
sichern können, 

• auf unsere großen Anstrengungen, 
sozialdemokratische Versäumnisse der 
70er Jahre zu korrigieren und das Gesund- 
heits- und Rentensystem wieder auf eine 
solide finanzielle Basis zu stellen. 
Statt dessen wird wahrheitswidrig — das 
Gegenteil ist richtig, denn wir sichern die 
Grundlagen unseres Sozialsystems — die 
Parole verbreitet, die Union und die Bun- 
desregierung wollten die „Säulen des 
Sozialstaates" — so ein Gewerkschafts- 
Flugblatt — einreißen. Und die beabsich- 
tigte Stärkung der Mitbestimmung der ein- 
zelnen Mitarbeiter in den Betrieben wird 
ebenso wahrheitswidrig als Zersplitterung 
der Gewerkschaftsbewegung diffamiert. 
Die führenden DGB-Funktionäre mißach- 
ten mit der Zielsetzung ihrer Kampagne 
auf das gröblichste die Interessen der 
Arbeitnehmer. 

Fast eine Million Mark und die gesamte 
DGB-Organisation werden von den DGB- 
Funktionären aufgeboten, um vorhandenes 
Diffamierungspotential gegen die Bundes- 
regierung zu mobilisieren oder erst zu 
schaffen. Die Ausdehnung der Kampagne- 
Themen auf die Abtreibungsproblematik 
überschreitet eindeutig die Kompetenzen 
einer Einheitsgewerkschaft. Die CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion sieht in diesem 
Vorgehen einen Mißbauch der Beiträge 
von Gewerkschaftsmitgliedern für parteipo- 
litische Propagandazwecke. Eine Vielzahl 
von Briefen von CDU- und CSU-Mitglie- 
dern im DGB bestärkt uns in dieser Mei- 
nung. 

Für besonders verwerflich halten wir die 
offizielle Absicht, die bisher nur zu den 
Praktiken totalitärer Staaten und Organi- 
sationen gehörte, diese Auseinanderset- 
zung bis in die Schulen zu tragen. Der 
DGB und ein Teilseiner Mitgliedsgewerk- 

schaften sind in der Gefahr, immer weniger 
die Interessen aller Arbeitnehmer in den 
Betrieben wahrzunehmen und sich statt 
dessen mehr und mehr vor den Karren der 
SPD zu spannen. 

Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion ist 
gesprächsbereit mit allen gesellschaftlichen 
Gruppen. Wir sind aber nicht bereit, uns 
widerspruchslos den rüden und wahrheits- 
widrigen Angriffen und einer unbegründe- 
ten Hetzkampagne des DGB auszusetzen. 
Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion hat 
daher in ihrer gestrigen Sitzung einstimmig 
beschlossen, daß die Abgeordneten Einla- 
dungen des DGB zur Teilnahme an Veran- 
staltungen im Rahmen der sogenannten 
„Aktionswoche" nicht Folge leisten werden. 
Zu sachlichen Gesprächen sind wir jeder- 
zeit bereit. 

Der DGB hat aus der fehlgeschlagenen 
und nicht gerechtfertigten Antiregierungs- 
kampagne gegen den Paragraphen 116 
Arbeitsförderungsgesetz (AFG) nichts 
gelernt. Die CDU/CSU-Bundestagsfrak- 
tion fordert den DGB und die IG Metall 
auf, ihre Position zur Bundesregierung, 
aber auch ihr Verhältnis zu den wirklichen 
wirtschaftlichen und sozialen Gegebenhei- 
ten in der Bundesrepublik Deutschland zu 
überprüfen. Gewerkschaften, die nicht 
mehr die Realitäten im Auge haben und 
nur noch in einer dauernden Antihaltung 
zur Regierung verharren, schaden sich 
selbst und den von ihr vertretenen Arbeit- 
nehmern. Die Gewerkschaften sollten sich 
auf die wirklichen Interessen der Arbeit- 
nehmer konzentrieren und nicht das 
Geschäft einer alternativlosen und in sich 
zerstrittenen Opposition betreiben. 

Wir bitten Sie, den Inhalt dieses Briefes 
den Mitgliedern des DGB- Vorstandes zur 
Kenntnis zu bringen. Sie werden Verständ- 
nis haben, daß die CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion ihrerseits diesen Brief veröf- 
fentlicht. 
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Pfand auf Getränkeverpackungen 
aus Kunststoffen 
"as Bundeskabinett hat am 13. Sep- 
tember 1988 beschlossen, künftig für 
a»'e Getränkeverpackungen aus Kunst- 
stoffen ein Pfand von 50 Pfennig zu 
erheben. Gleichzeitig werden Einzel- 
handel und Hersteller verpflichtet, 
"iese Pfandflaschen zurückzunehmen 
jjnd wieder zu verwerten. Damit diese 
Regelung wirksam werden kann, 
bedarf es jetzt noch der Zustimmung 
«es Bundesrates und der EG-Kommis- 
s'on in Brüssel. 

"'e „Verordnung über die Rücknahme 
und Pfanderhebung der Getränkeverpak- 
kungen aus Kunststoffen" gilt für alle 
•"laschen aus Kunststoffen, darunter auch 
Verpackungen aus PET mit einem Füllvo- 
'Urnen von 0,2 bis 3 I. Unter diese Verord- 
nung fallen unter anderem Erfrischungs- 
getränke, Frucht- und Gemüsesäfte, 
^•'neral-, Quell- und Tafelwässer sowie 
B»er und Wein. 
^ie Verordnung legt ein Pfand von 50 
pfennig fest. Die gewählte Höhe des 
Pfandes soll eine möglichst hohe Rück- 
'aufquote gewährleisten. Dabei hat jeder 
Verbraucher gegenüber dem Verkäufer 
vpn Getränken in Kunststoffverpackungen 
e'nen Anspruch darauf, daß sein Leergut 
^genommen und ihm das Pfandgeld 
^rückgezahlt wird. Den Verkäufer trifft 
jj'erbei kein finanzielles Risiko. Denn er 

esitzt denselben Anspruch auf Auszah- 
Ung des Pfandes bei Rückgabe des Leer- 
stes gegenüber Abfüller und Vertreiber. 
gleichzeitig schreibt die Verordnung vor, 
aaß (jje jeeren Behältnisse wiederverwer- 
et werden müssen und nicht einfach nur 
orn Abfüller oder Vertreiber über die 

\*ausmüllentsorgung beseitigt werden 
dürfen. 

Die Verordnung soll sicherstellen, daß 
beim Einsatz neuer Getränkeverpackun- 
gen aus Kunststoffen die Umwelt nicht 
zusätzlich durch Abfälle aus diesen Ver- 
packungen belastet wird. Leere Kunst- 
stoffverpackungen sollen einem Recy- 
cling außerhalb der öffentlichen Abfall- 
entsorgung zugeführt werden. Darüber 
hinaus sollen Möglichkeiten für die Ent- 
wicklung und Einführung wiederbefüll- 
barer Kunststoffverpackungen eröffnet 
werden. 
Die neuen Regelungen können nach der 
Zustimmung des Bundesrates und der 
EG in Kraft treten und gültig werden. 
Lediglich für Produkte, die schon vor 
dem 1. Dezember 1987 regelmäßig im 
Verkehr waren, gilt eine Übergangsfrist 
von einem Jahr, damit sie sich auf die 
neue Lage einstellen können. 
Die Verordnung ist in Brüssel zu notifi- 
zieren. Die Bundesregierung erwartet 
dort keine besonderen Schwierigkeiten, 
weil die Verordnung sich im Rahmen 
einer entsprechenden EG-Richtlinie über 
Verpackungen für flüssige Lebensmittel 
bewegt. Diese sieht ausdrücklich auch 
Pfandregelungen als Mittel vor, um 
Getränkeverpackungen in den Wirt- 
schaftskreislauf zurückzuführen. 
Sollte die EG wider Erwarten dennoch 
Einwände erheben, wird sich das Kabi- 
nett noch einmal damit befassen. 
Vor der Bundespressekonferenz 
erklärte dazu Bundesumweltminister 
Klaus Töpfer: 
„Durch die ständig ansteigenden Abfall- 
berge droht nunmehr auch im Hausmüll- 
bereich ein Entsorgungsnotstand. Es 
kann daher keineswegs hingenommen 
werden, wenn diese Situation durch die 
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Einführung neuer Produkte noch weiter 
verschärft wird. Vielmehr muß auch die 
Wirtschaft bei ihren unternehmerischen 
Entscheidungen umweltpolitische 
Gesichtspunkte mit einfließen lassen. Die 
Verantwortung des Unternehmers 
erstreckt sich bei der Entscheidung über 
neue Produkte auch auf die Frage, was 
nach dem Gebrauch des Produktes, also 
dann, wenn es zu Abfall geworden ist, 
geschieht. 
Wir haben uns in zahlreichen Gesprä- 
chen, Briefwechsel und Diskussionen um 
einvernehmliche Lösungen bemüht. 
Diese konnten nicht erzielt werden. Auch 
der jüngste Vorschlag von Coca-Cola 
bleibt hinter unseren Zielvorstellungen 
zurück, weil wir eine Recyclingquote von 
80 Prozent in kürzester Frist als die von 
den Unternehmen eingeräumten fünf 
Jahre erreichen wollen. Im übrigen gilt 
die Verordnung für alle Kunststofffla- 
schen, unabhängig davon, wer sie auf den 
deutschen Markt gebracht hat. Deshalb 
haben wir die notwendigen gesetzlichen 
Schritte unternommen." • 

Hamburger CDU für 
härteres Vorgehen in der 
Hafenstraße 
Angesichts der Straftaten von Bewohnern 
der umstrittenen Hafenstraßen-Häuser 
im Hamburger Stadtteil St. Pauli und 
Auseinandersetzungen mit „autonomen 
Gruppen" in anderen Vierteln der Stadt 
hat die Hamburger CDU-Opposition ein 
schärferes Vorgehen gegen Gewalttäter 
gefordert. „Es geht prinzipiell um die 
Frage, wer die Stadt regiert", sagte Oppo- 
sitionsführer Hartmut Perschau. In den 
vergangenen Wochen war es neben Aus- 
einandersetzungen zwischen Hafenstra- 
ßen-Bewohnern und Polizei auch in 
anderen Stadtteilen zu gewalttätigen Pro- 
testen gekommen, bei denen „autonome 
Gruppen" in Restaurants eindrangen. 

Deutlich verbesserter 
Arbeitsmarkt 
Die anhaltend günstige Konjunktur, die 
durch die Wirtschafts- und Finanzpolitik 
der Bundesregierung auch 1988 nachhal- 
tig gestärkt wurde, wirkt sich positiv auf 
den Arbeitsmarkt aus. Die Zahl der 
Erwerbstätigen steigt weiter an und lag in 
diesem Sommer mit rund 26,2 Millionen 
um fast 150000 über dem entsprechenden 
Vorjahresniveau; gegenüber dem Stand 
von Juli 1983 ergibt sich inzwischen ein 
Plus von über 840000 neuen Arbeitsplät- 
zen. Zugleich hat sich der Bestand an 
offenen Stellen im August auf rund 
200000 (+ 13 Prozent gegenüber August 
1987) erhöht. Die Zahl der Arbeitslosen 
ist mit einer Abnahme um 32 200 so stark 
zurückgegangen wie seit vielen Jahren 
nicht mehr im August. 
Als Erfolg ihrer Politik wertet die Bun- 
desregierung vor allem auch die seit län- 
gerem anhaltende Besserung der Ausbil- 
dungs- und Arbeitsmarktlage für Jugend- 
liche und den weiteren Rückgang der 
Kurzarbeit: Die Zahl der arbeitslosen 
Jugendlichen unter 20 Jahren ist jetzt um 
gut ein Fünftel niedriger als vor einem 
Jahr und auf dem niedrigsten vergleich- 
baren Stand seit 1980. Die Kurzarbeit hat 
gegenüber August 1987 um rund ein Vier- 
tel abgenommen. 

Zitat 
„ Wir haben die höchsten Löhne, die 
kürzeste Arbeitszeit und den längsten 
Urlaub. Wenn das so bleiben soll, wenn 
wir unseren Wohlstand bewahren wol- 
len, müssen wir bereit sein, Strukturen 
an die veränderten — und sich verän- 
dernden — Bedingungen anzupassen." 
(Helmut Kohl auf dem Gewerkschaftstag deT 

IG Chemie in Karlsruhe) 
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i^ktion Willkommen: 

Auch die Kirchen helfen 
~ie Bundesregierung begrüßt die zum 
f-aritas-Sonntag herausgegebene Stel- 
lungnahme des Bischofs von Essen, 

fan/ Kardinal Hengsbach, zur Situa- 
tion der deutschen Aussiedler aus den 
^der-Neiße-Gebieten und den osteu- 
ropäischen Staaten. Der eindringliche 
Jppell des katholischen Bischofs an 
greine, Verbände, Gruppen und 
*aniiHen zur praktischen Hilfe unter- 
stützt in wirkungsvoller Weise das von 
jer Bundesregierung am 31. August 
'^88 beschlossene Sonderprogramm 
*ur Eingliederung der Aussiedler, 
^aatliche Maßnahmen müssen nach 
^Usicht der Bundesregierung durch 
aas Engagement aller für die deut- 
Schen Aussiedler ergänzt werden. 

,e Bundesregierung stimmt mit dem 
•schof überein, daß die Aussiedler uns 
Uch — neben dem vielfältigen sonstigen 

gewinn — kulturell und menschlich 
. Reichern. Sie unterstützt den Appell an 
•Hermann, bei der Integration der deut- 
en Aussiedler zu helfen und zu seiner 

''Persönlichen Sache" zu machen. Die 
Undesregierung ist entschlossen, das 
°nderprogramm für Aussiedler zügig 

^zusetzen. 
, er Bundeskanzler wird die Kirchen 

ereits im Herbst einladen, um über 
eren Beiträge zur Eingliederung der 

^ussiedler zu beraten. 
Urden rheinland-pfälzischen Staatsmi- 
'ster und Vorsitzenden des Evangeli- 
en Arbeitskreises der CDU/CSU, 
'brecht iviartjn^ haben nicht nur die 
'itiker, sondern auch die Kirchen allen 

rund, über die Aussiedlerproblematik 
chzudenken. Für viele Deutsche — 
111 Beispiel in Rumänien — bedeute die 

Übersiedlung die letzte Rettung aus 
unwürdigen und unerträglichen Verhält- 
nissen. Albrecht Martin hält es für legi- 
tim, bei den Aussiedlern nach dem 
Grundsatz zu verfahren, daß der Nächste 
der Nächste und nicht der Fernste der 
Erste ist. Dies bedeute keine Abwertung 
der notwendigen Hilfe für die Dritte 
Welt. Doch müßten im akuten Fall einer 
großen Einwanderungswelle Mittel und 
Maßnahmen konzentriert werden. Dies 
könne am besten vor Ort geschehen. 
Der Evangelische Arbeitskreis bemühe 
sich in diesem Sinne, alle Kräfte zu mobi- 
lisieren, um vor allem Aussiedlerfrauen 
und Jugendlichen zu helfen. Dazu gehöre 
auch, den Zeitaufwand bei Behörden zu 
verkürzen, der durchschnittlich gerechnet 
insgesamt dreizehn Formularstunden 
betrage, in Einzelfällen aber auch länger 
sein könne. 
„Öffnen wir den Aussiedlern unsere Her- 
zen und Türen" — Unter diesem Motto 
steht ein Acht-Punkte-Katalog zur Aus- 
siedlerpolitik, den das hessische CDU- 
Präsidium verabschiedet hat. Angesichts 
der erheblich steigenden Aussiedlerzah- 
len werden unter anderem neue, spezifi- 
sche Umschulungs- und Qualifizierungs- 
programme der Bundesanstalt für Arbeit 
gefordert. • 

Bis jetzt 128.000 
Aussiedler 
Von Januar bis Ende August 1988 sind 
128.000 deutsche Aussiedler in die Bun- 
desrepublik Deutschland gekommen — 
davon allein im August über 25.000. Die 
weit überwiegende Zahl, über 72.000, 
kam aus dem polnischen Bereich, über 
25.000 kamen aus der Sowjetunion. 
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Rudolf Seiters: 

Mit neuem Schwung in die zweite 
Halbzeit 
Wir befinden uns derzeit in der entscheidenden Gesetzgebungsphase dieser 
Legislaturperiode. Wir haben es zu tun mit einer Häufung großer Reformvorha- 
ben, wie der Kostendämpfung im Gesundheitswesen, der Sicherung der Renten- 
finanzen über das Jahr 2000 hinaus, der Umgestaltung der Post zu einem 
modernen Dienstleistungsunternehmen. Diese Reformen sind zur Zukunftssiche- 
rung unseres Landes, auch des Industriestandortes Bundesrepublik Deutsch- 
land, unabweisbar. 
Sie sind teilweise unpopulär, weil sie Eingriffe in liebgewordene, aber nicht mehr 
zu rechtfertigende Besitzstände unumgänglich machen. Wir stehen auch unter 
Zeitdruck, weil die von der SPD geführte Vorgängerregierung die Lösung aller 
strukturell notwendigen Reformen auf die lange Bank geschoben hat. Diese 
Reformen, die Abstimmungsprozesse in der Koalition und die Auseinanderset- 
zung mit dem politischen Gegner verbrauchen viel Kraft und erfordern ein hohes 
Maß an Disziplin aller in der Koalition. 
Wir wollen eine ganz enge Abstimmung und Verklammerung zwischen der Frak- 
tion und der Bundesregierung ebenso sicherstellen wie die Möglichkeit einer 
intensiven und ausführlichen Diskussion der Fraktion. In der ersten Klausursit- 
zung wurde ausführlich über die Haushalts- und Finanzpolitik sowie über den 
Stand der Rentenreform diskutiert, danach stand die Postreform auf der Tages- 
ordnung der Fraktionssitzung, und zuletzt das Gesundheitsstrukturgesetz. Wir 
sind uns klar darüber, daß die Bürger auf unsere politischen Entscheidungen 
vorbereitet werden müssen. Das kostet Zeit und Geduld, weil wir komplizierte 
Zusammenhänge intensiv zu erläutern und die Notwendigkeit unserer Entschei- 
dungen zu begründen haben. Wir stehen ja etwa bei der Gesundheitsreform nicht 
vor der Alternative Handeln oder Nichtstun, sondern angesichts der Beitrags- 
und Kostenexplosion vor der Alternative Reform oder Ruin. Wir handeln bei der 
Gesundheitsreform nicht im Auftrag von Interessenverbänden, sondern aus Ver- 
antwortung für unser Land und unsere Bürger im Sinne einer richtig verstande- 
nen Zukunftssicherung. Ähnliches gilt für die Sicherung der Renten, für die 
Modernisierung der Post und für die immer dramatischer werdende Entsor- 
gungsfrage bei Müll und Sondermüll in unserer hochindustrialisierten Gesell- 
schaft. 
Es ist erforderlich, immer wieder den Gesamtzusammenhang unserer Politik her- 
auszustellen und den Gesamtrahmen unserer Reformen. Bei all diesen Reformer* 
spüren wir den Widerspruch zwischen Allgemeinwohl und Gruppeninteressen. 
Nur wenn wir die übergeordneten Themen in den Vordergrund stellen, haben *"r 

eine Chance das Allgemeinwohl gegen diese Gruppeninteressen durchzusetzen. 
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^onst werden kleine Streitthemen aufgebauscht wie in einem Brennpunkt. Das 
^deutet auch, immer erneut die Ziele und Werte deutlich zu machen, für die wir 
angetreten sind und für die wir Politik machen, z.B. für die feste Verankerung 
"er Bundesrepublik Deutschland im westlichen Bündnis, für Abrüstung in 
Sicherheit, für die Unverfügbarkeit des menschlichen Lebens, die Konsolidierung 
"er Staatsfinanzen, für die Stärkung der Leistungsbereitschaft der Bürger, für 
<*ie Zurückführung des Staatsanteils, für eine solide Haushaltspolitik, für ein 
tomilien- und kinderfreundliches Klima in unserer Gesellschaft; und immer wie- 
der erneut auch der Hinweis auf den Europäischen Binnenmarkt 1992 mit seinen 
Chancen und Risiken, auf den wir vorbereitet sein müssen. 

"er Bürger hat in diesem Zusammenhang einen Anspruch darauf, die Alternati- 
on zu kennen: 

* Eine Regierung, die die dringend notwendigen strukturellen Maßnahmen 
Qnpackt und die die zwei zentralen Herausforderungen des nächsten Jahrzehnts 
Qnnimmt: 

r* die wirtschaftlichen Herausforderungen, vor allem auch mit Blick auf die 
Vollendung des Europäischen Binnenmarktes bis Ende 1992, 

~~~ die demographischen Herausforderungen, bei denen es um so unterschiedli- 
Qhe Fragen wie Alterssicherung, Bildungswesen, Wohnungsmarkt oder die Perso- 
nQlstärke der Bundeswehr geht, 

* Segen eine SPD, die verantwortlich ist für strukturelle Verwerfungen in Wirt- 
Schaft und Gesellschaft, die auch heute bei notwendigen Reformen Antworten 
überall dort verweigert, wo sie denn möglicherweise unpopulär sein könnten, und 
deren Bundesparteitag in Münster unter Beweis gestellt hat, daß die SPD weder 
ln der Wirtschafts- noch in der Energiepolitik über eine vernünftige Alternative 
»eifügt. 

Wir müssen das parteipolitische Profil klar herausarbeiten, gleichzeitig aber Ver- 
Qßlichkeit in der Koalition demonstrieren. Das bedeutet, konsequent in der 
^esetzgebungsarbeit das durchsetzen, was wir uns in der Koalitionsvereinbarung 
^genommen haben — im Wissen darum, daß eine Koalitionsvereinbarung 
*ein Parteiprogramm ist und daß in dieser Koalitionsvereinbarung Punkte ste- 

en, an denen die einzelnen Partner der Koalition ein unterschiedliches Interesse 
Qben. Dieses Spannungsverhältnis müssen wir ertragen und loyal und diszipli- 
lert damit umgehen. 
u diesen Punkten gehören von unserer Seite z.B. das Beratungsgesetz zum 
ehutz des ungeborenen Lebens, dazu gehört das Kartellgesetz zum Schutz von 

^Qndel und Mittelstand gegen Wettbewerbsverzerrungen, dazu gehören die 
jQßnahmen zur Entbürokratisierung und Privatisierung, dazu gehört der 
J^weltschutz, aber auch das Feld der inneren Sicherheit, der Asylgesetzgebung, 
er Ausländergesetzgebung. Die Wende ist nicht steckengeblieben. Das können 
'r am besten durch eine konsequente, loyale und zügige Verwirklichung der 
°Qlitionsvereinbarung deutlich machen. Davon werden alle Partner profitieren. 
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